
Das Parlament beendet 
Kurz‘ „Staatsstreich“!
Volksvertreter ließen sich von „Märtyrer-Simulation“ des Kanzlers nicht blenden

Bravo, Harald!
Danke, Österreich!
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Die dubiosen Macher des „Ibi-
za-Videos“ haben ihr „Werk“ an 
den deutsche Verein „Zentrum für 
politische Schönheit“ um 600.000 
Euro verkauft. Vorher hatten sie 
vergeblich versucht, das Material 
in Österreich an Medien und Par-
teien zu verkaufen.                       S. 7

Video gegen Gold
Europas Bürger haben die große 

Koalition in Brüssel abgewählt. Die 
drei EU-kritischen Fraktionen wä-
ren zusammen zweitstärkste Frak-
tion im Europaparlament, knapp 
hinter der Europäischen Volkspar-
tei, aber weit vor den abgestürzten 
Sozialisten.                           S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Brüssel vor Wandel?
Das Festhalten an der „Will-

kommenskultur“ und Sinnlos-Pro-
jekten sowie die Unfähigkeit von 
Rot-Grün kommen Wiens Steuer-
zahler teuer zu stehen. Auch heuer 
droht ein weiteres Anwachsen des 
Schuldenberges um weitere 289 
Millionen Euro.                         S. 11

WIEN

Weiter Schulden
Die Antipathie der deutschen 

Medien gegenüber der FPÖ nimmt 
ihrer skurrilere und geschmack-
losere Formen an. Die öffent-
lich-rechtliche ARD verpasste der 
FPÖ in der Hauptnachrichtensen-
dung zum EU-Wahlergebnis einen 
„braunen Balken“.                   S. 14

MEDIEN

Brauner Balken

S. 2/3

17,2 Prozent bei EU-Wahl sind gute Basis für Nationalratswahl im Herbst      – S. 4/5
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ÖVP verkauft Salzburger
einfach für dumm!
Bis 2013 wurden in Salzburg Gemeinderats- und Landtagswah-
len an einem Termin abgehalten. Die Forderung der FPÖ zur 
Rückkehr zu diesem Steuergeld schonenden Wahlmodus 
wird von der ÖVP abgelehnt, weil dies die Bürger über-
fordere, kritisiert Andreas Schöppl.                        S. 13Nr. 22 . Freitag, 31. Mai 2019
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„Dann zu erleben, dass diese gute 
Zusammenarbeit durch Enthül-
lungen und durch die mangelnde 
Einsicht der FPÖ, dass Kickl nicht 
gegen sich selbst ermitteln kann, 
zerstört wird, das waren keine schö-
nen Momente.“

Damit zerstört Sebastian Kurz in 
einem Satz die von der ÖVP pro-
pagierte „Märtyrerrolle“ des Kanz-
lers, dessen Wahlkampf als türkise 
Passionsspiele geplant sind: Der 
arme ÖVP-Erlöser, verraten vom 
FPÖ-Judas.

Entweder stellt sich Kurz dumm, 
was ihm taktisch zuzutrauen wäre, 
oder er lügt ganz einfach, was den 
Kern wohl eher trifft. Denn Ermitt-
lungen werden von der Staatsan-
waltschaft geführt! – und nicht, wie 
das falsche Opferlämmchen Kurz 
suggerieren will, vom Innenminis-
terium. In diesem Fall sogar von 
der rot-grün affinen Wiener Staats-
anwaltschaft, die in den letzten Jah-
ren eifrig als Recherche-Kollektiv 
für „Falter“ und „profil“ tätig war.

Fürchtet Kurz nicht vielmehr, 
dass bei den Ermittlungen aufflie-
gen könnte, dass ÖVP-Innenminis-
ter, beginnend mit Ernst Strasser, 
das „Bundesamt für Verfassungs-
schutz und Terrorismusbekämp-
fung“ verludern haben lassen?

Da gehen ein BVT-Spitzel und 
ein dubioser Rechtsanwalt ein-
einhalb Jahre mit einem Video 
in Redaktionen, Partei- und Fir-
menzentralen hausieren, das den 
Vizekanzler der Republik kompro-
mittiert, und der BVT will davon 
nichts mitbekommen haben?

Hätte der BVT-Chefetage auch 
nur einen Funken Anstand, dann 
wäre sie nach dem Auftauchen des 
Videos geschlossen zurückgetreten.

Aber der Herr Kurz braucht sie 
ja noch im Wahlkampf, zum Auf-
rechterhalten seiner Märtyrerlüge.

Sebastian Kurz spielt derzeit die 
Rolle, die er am besten kann: dieje-
nige des staatstragenden Märtyrers. 
Zuerst hat er sich geopfert, um mit 
der FPÖ Reformen in Österreich 
auf den Weg zu bringen. Nach dem 
„Ibiza-Video“ spielte er das Opfer 
der ruchlosen FPÖ, die ihn quasi 
in eine Alleinregierung getrieben 
hat, um eine „Staatskrise“ zu ver-
meiden. Und jetzt gibt er erneut 
das Opfer, diesmal als das einer 
rot-blauen Verschwörung, die ihn 
aus dem Kanzleramt und das Land 
in eine noch tiefere „Staatskrise“ 
gedrängt hat.

Kurz gibt die „Opferrolle“
Dass seine Berater diese Mög-

lichkeit des gelebten Parlamentaris-
mus übersehen haben könnten, gibt 
zu denken. Denn hat er doch jetzt 
die Möglichkeit, sein „Passions-
spiel“ bis zur Nationalratswahl im 
Herbst als Daueraufführung zu ge-
ben. Denn an politischen Erfolgen 
hat er, außer dem Koalitions-Mar-
keting, nichts vorzuweisen, haben 
ihm doch die Knochenarbeit bei 
den bisherigen Reformen freiheitli-
che Minister abgenommen.

Besonders einer, der Kurz‘ Man-
tra von der Schließung der „Bal-
kanroute“ als Innenminister zur 
Realität hat werden lassen: Herbert 

Kickl. Und der hätte ihm bei der 
Aufklärung über die Hintermän-
ner des „Ibiza-Videos“ gefährlich 
werden können, zieht sich doch 
eine üble Spur von den Produzen-
ten des Erpressungswerkes hinein 
in das Bundesamt für Verfassungs-
schutz und Terrorismus. Jenes 
BVT, das unter niederösterreichi-
schen ÖVP-Ministern quasi zu ei-
ner „schwarzen Stasi“ deformiert 
wurde.

Schwarze Spur zu „Ibiza-Video“
Und siehe da: Der in das 

„Ibiza-Video“ ursächlich in-
volvierte Anwalt vertritt zwei 
ÖVP-Auskunftspersonen im 
BVT-Untersuchungsausschuss. 
„Es gibt eine seltsame Ansamm-
lung zeitlicher und personeller Ver-
bindungen“, vermutet Kickl einen 
Zusammenhang mit seiner Abbe-
rufung als Innenminister und der 
Untätigkeit der Behörden in Sa-
chen Ermittlung der Hintermänner 
– während die Korruptionsstaats-
anwaltschaft bei Untersuchungen 
gegen FPÖ-nahe Vereine prompt 
agiert hat.

Investigative Recherchen, natür-
lich nicht der sich dafür brüstenden 
Journalisten hierzulande, die diesen 
Ruf in erster Linie den Spickzetteln 
der Staatsanwaltschaft Wien ver-

Demokratie siegt über schwarze Machtgier!
Und wieder haben die Freiheitlichen die taktischen Machtspielchen 

von ÖVP-Chef Sebastian Kurz durchkreuzt. Nach der Nicht-Eli-
minierung Herbert Kickls haben sie ihm jetzt auch den Zugriff auf 
das Personal und die Werbemillionen der Ministerien für den Wahl-
kampf verweigert – per Misstrauensantrag im Nationalrat.

Misstrauensvotum beendet für‘s Erste den Machtrausch der Polit-Intriganten aus dem ÖVP-Bundeskanzleramt

„Sie haben sich von jener alten ÖVP, von der Sie sich angeblich losgesagt haben, treiben lassen“, rechnete 
FPÖ-Klubobmann Herbert Kickl mit Bundeskanzler Kurz und dessen Koalitionsbruch in der Sondersitzung ab.
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danken, sondern des Online-Maga-
zins „EU-Infothek“ zeichnen eine 
Spur in Richtung des Beraterkrei-
ses des Herrn Kurz. (Siehe dazu 
auch Seite 7).

Keine Folgen durch Rücktritt
Wem Nicht-mehr-Kanzler Kurz 

allerdings fehlen wird, sind seine 
Protegés in Brüssel, die nach der 
Wahlschlappe der Europäischen 
Volkspartei beim Postengerangel 
jetzt auf die Fürsprache von Angela 
Merkel hoffen müssen. Immerhin 
haben deutsche Medien das „Ibi-
za-Video“ weidlich genutzt, um 

AUS DER
REDAKTION
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Kurz‘ Märtyrerlüge

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Die „Dissertations-Teamarbeit“ von Othmar 
Karas stößt FPÖ-Abgeordnetem Walter Ro-
senkranz (Bild) sauer auf. Denn dabei handle 
es sich um einen unglaublichen Fall von uner-
laubter Vorteilsname auf Kosten der Steuerzah-
ler: „Karas legt seine Dissertation in die Hände 
seiner Assistenten – und zahlen dafür darf die 
Allgemeinheit.“ Rosenkranz fordert Bildungs-
minister Heinz Faßmann auf, eine Überprüfung 
anzuordnen, ob die Dissertation Karas ange-
rechnet werden kann, oder ob Karas seinen 
Doktortitel wieder zurücklegen muss.

Die Chance für eine verantwortungsvolle 
Reform der Regelungen für Parteispenden 
und Wahlkampfkosten-Obergrenze sollte 
jetzt genutzt werden, forderte der designierte 
FPÖ-Bundesobmann Norbert Hofer (Bild). 
Daher habe die FPÖ in der letzten Sitzung 
des Nationalrats einen Antrag eingebracht, 
gemäß dem Großspenden auf 3.500 Euro pro 
Person oder Firma und Jahr beschränkt und 
die Ausgaben parteinaher Vereine in Wahl-
kampfzeiten in die Wahlkampfausgaben der 
Partei mit eingerechnet werden.

Innenpolitik
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Kurz‘ „Message-Controll“-Manie: Während 
der Sondersitzung erteilte er per Handy seine Regieanweisungen
BILD DER WOCHE

Transparenz bei Parteispenden

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Klubobmann Herbert Kickl, 
der die von der ÖVP zelebrierte 
„Staatskrise“ durch das Misstrau-
ensvotum als „polit-strategische 
Krise“ der Kanzlerpartei entlarvte, 
weil sie so im Wahlkampf nicht auf 
die Ministerien zugreifen kann. 

Ex-Bundeskanzler und ÖVP-Chef 
Sebastian Kurz, der bei seinem 
Griff nach der Alleinregierung 
die Möglichkeiten des Parlaments 
übersehen hat. Das Misstrauens-
votum im Nationalrat war die lo-
gische Folge strategischen Fehlers.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Teamarbeit für Doktortitel

Hetzjagd auf die Falschen
Nachdem die Überprüfung der zu Unrecht 

verdächtigten Vereine „Austria Motion“ und 
„Wirtschaft für Österreich“ ergeben hat, dass 
keine Spenden an die FPÖ getätigt wurden, 
versuche man verzweifelt nach einer neuen 
Geschichte und zerrte drei weitere Vereine in 
die Schauprozess-Arena gegen die Freiheit-
lichen, empörte sich FPÖ-Generalsekretär 
Christian Hafenecker (Bild) über „die Hexen-
jagd gegen die FPÖ“: „Anstatt weiter zu ver-
suchen, die FPÖ anzupatzen, wäre es interes-
santer, die ÖVP-nahen Vereine zu beleuchten, 
die Regierungspolitiker ,betreuen‘ oder die 
Kanzler-Partei im Wahlkampf unterstützten.“ Fo
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Demokratie siegt über schwarze Machtgier!
Misstrauensvotum beendet für‘s Erste den Machtrausch der Polit-Intriganten aus dem ÖVP-Bundeskanzleramt

„Sie haben sich von jener alten ÖVP, von der Sie sich angeblich losgesagt haben, treiben lassen“, rechnete 
FPÖ-Klubobmann Herbert Kickl mit Bundeskanzler Kurz und dessen Koalitionsbruch in der Sondersitzung ab.

dem Fraktionspartner der FPÖ im 
Europaparlament, der AfD, so rich-
tig bundesdeutsch „eins vor den 
Latz zu knallen“. Die Partei blieb 
in den westlichen Bundesländern 
hinter den Erwartungen zurück.

Die Österreicher werden unter 
dem vom Parlament erzwungenen 
Rücktritt der Kurz-Mannschaft 
nicht leiden. Denn als ersten Akt 
hat das Kurz’sche „Expertenkabi-
nett“ ja flugs die Verordnung von 
Kickl zurückgenommen, wonach 
Asylwerber in Grundversorgung 
bei Hilfsdiensten nicht mehr ver-
dienen dürfen als Grundwehr- oder 

Zivildiener. Die „1,50-Verord-
nung“ – wie auch schon vorherge-
hende Verschärfungen des Asylge-
setzes – sind von den alt-schwarzen 
ÖVP-Landeshauptleuten massiv 
kritisiert worden.

So gesehen ist von weiteren 
Rücknahmen oder „Entschärfun-
gen“ von Reformen der Koalition, 
die von Neos und Liste Jetzt schon 
gefordert wurden, nichts mehr zu 
erwarten. Außer, die ÖVP lässt sich 
in ihrem Anti-FPÖ-Passionsspiel-
chen im Nationalrat zu Gefälligkei-
ten für potentielle Koalitionspart-
ner nach der Herbstwahl hinreißen.

Nr. 22 g Freitag, 31. Mai 2019
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Die fulminante Abschlusskund-
gebung der Freiheitlichen zur Eu-
ropawahl mit der neuen Parteispit-
ze Norbert Hofer und Herbert Kickl 
sowie Harald Vilimsky machte 
Mut und nahm bereits das vorweg, 
was sich am Wahlabend bestätig-
te: Die FPÖ hat sich eine Stamm-
wählerschaft aufgebaut, die dem 
Vergleich zu den beiden „Volkspar-
teien“ stand hält und sie zu einem 
gewichtigen Faktor - oder „Neu-
deutsch“ - einem „big player“ in 
der heimischen Innenpolitik macht. 

FPÖ ist auf richtigem Weg
Das Ergebnis zur Europawahl, 

17,2 Prozent der Wählerstimmen 
und damit drei Mandate im Euro-
paparlament, sieht auch General-
sekretär Christian Hafenecker als 
ein absolut positives Signal für 
die kommende Nationalratswahl: 
„Nach diesem bösartigen Angriff 
auf die FPÖ zeigt das Ergebnis, 
dass die Österreicher weiterhin 
hinter uns stehen und die freiheit-
liche Politik als den richtigen Weg 

für Österreich sehen. Es ist natür-
lich auch Harald Vilimskys be-
spiellosem Wahlkampf bis zur letz-
ten Minute geschuldet, wofür ich 
ihm im Namen der gesamten Partei 
herzlich danken möchte. Mit einem 
derart engagierten Einsatz werden 
wir jetzt eine noch nie dagewese-
ne Wähler-Rückholaktion starten.“

Dass ein Ergebnis jenseits der 
20-Prozent-Marke wie bei den letz-
ten beiden Nationalratswahlen kein 
Wunschtraum ist, verdeutlicht die 
Wählerstromanalyse (siehe Grafik 
Seite 5) des EU-Wahlergebnisses. 
Die Hälfte der im Vergleich zur 
Nationalratswahl 2017 „verlore-
nen“ Wähler ist nicht zu einer an-
deren Partei übergelaufen, sie hat 
das „Ibiza-Video“ ins Lager der 
Nichtwähler getrieben.

Um das Vertrauen dieser Wäh-
ler wieder zu erlangen, hat die FPÖ 
die personellen und inhaltlichen 
Konsequenzen gezogen.

Mit Norbert Hofer steht der 
Mann an der Spitze, den fast die 
Hälfte der Österreicher nur allzu 

Das macht richtig Mut für den Herbst!
Sebastian Kurz ist doch kein zweiter Wolfgang Schüssel – und die 

Österreicher haben ein realistischeres Bild über die FPÖ als die 
Medien. Das ist das Resümee der EU-Wahl vom vergangenen Sonn-
tag, das den Freiheitlichen für die Fortsetzung ihres Reformkurses 
durch den Wählerauftrag der Österreicher im Herbst Mut macht. 

17,2 Prozent bei der EU-Wahl – FPÖ startet für Nationalratswahl die Aktion „Wählerrückholung“!
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Thema 
der 

Woche

Der freiheitliche Spitzenkandidat Harld Vilimsky erläutert im 
NFZ-Interview, wieso es nicht zum erhofften Absturz der Frei-

heitlichen kam und welche Auswirkungen das Ergebnis für den Wahl-
kampf der FPÖ zur Nationalratswahl im Herbst haben wird.
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„Jetzt hat wieder die alte, 
schwarze ÖVP das Sagen!“ 

„Kurz demonstriert 
die alte ÖVP-

Machtversessenheit.“

Die Bürger wissen, wem sie den rot-weiß-roten Reformkurs verdanken, und wer der politische Garant für mehr Sicherheit in ihrem Österreich ist.

Die FPÖ hat bei der EU-Wahl 
17,2 Prozent erreicht. Sind Sie mit 
diesem Ergebnis zufrieden?

Vilimsky: Ja, definitiv! Ange-
sichts all dessen, was in der letzten 
Woche vor der Wahl passiert ist, ist 
das ein absolut respektables Ergeb-
nis. Damit haben wir im Vergleich 
zu 2014 nur rund zwei Prozent-
punkte verloren. Das zeigt, dass 
wir eine ganz starke Stammwähler-
schaft haben. Dieser sensationelle 
Zusammenhalt ist ein Beweis dafür, 
dass wir den 
Ruf einer rei-
nen Protestpar-
tei längst über-
wunden haben. 
Diese freiheit-
liche Gesin-
nungsgemeinschaft hält zusammen, 
auch wenn es einmal heftig stürmt, 
wie in den letzten sieben Tagen vor 
der Wahl. Herzlichen Dank dafür! 
Wir werden alles daransetzen, dass 
wir uns dieses Vertrauens als wür-
dig erweisen.

Wie beurteilen Sie die Ergebnisse 
der anderen Parteien?

Vilimsky: Das relativ gute Ab-
schneiden der Grünen hat sich seit 
den Richtungskrämpfen in der SPÖ 
schon seit längerem abgezeichnet, 
ist also nicht überraschend. Dass 
die Neos ihr Potential nicht vergrö-
ßern konnten, macht klar, dass ein 
derart radikal EU-zentralistisches 
Programm ein Minderheitenthema 
ist. Die Österreicher wollen ihre 
Neutralität noch lange nicht 
für eine EU-Armee aufgeben. 
Dass die SPÖ als bisher größ-
te Oppositionspartei trotz 
der jüngsten Ereignisse auch 
noch Verluste erlitten hat, 
zeigt nur den desolaten Zu-
stand dieser Partei un-
ter Rendi-Wagner 
auf. Das ist 
aber auch 
sympto -
m a t i s c h 
für den 
N i e d e r -
gang der 
Sozialis-
ten in ganz 
Europa.

Und die ÖVP?
Vilimsky: Bitter ist, dass Sebas-

tian Kurz, der nun schon die zwei-
te Regierung binnen zwei Jahren 
gesprengt hat, dafür auch noch ho-
noriert wird. Aber das wird so auf 
Dauer wohl nicht bleiben. Und es 
zeigt sich anhand der Vorgangswei-
se von Sebastian Kurz in den vergan-
genen Tagen, dass nicht nur mit dem 
EU-Spitzenkandidaten Othmar Ka-
ras wieder die alte, schwarze ÖVP 
verstärkt das Sagen hat.

Kann man 
aus dem Er-
gebnis der EU-
Wahl auf die 
kommenden Na-
tionalratswah-
len schließen?

Vilimsky: Nein, nicht wirklich. 
Schon zu „normalen“ Zeiten wei-
chen die Ergebnisse dieser beiden 
Wahlen voneinander ab. Und in einer 
Ausnahmesituation, wie wir sie der-
zeit in Österreich vorfinden, wird‘s 
noch schwieriger. Aber eines kann 
ich den Österreichern schon jetzt in 
Hinblick auf die Nationalratswah-
len im Herbst versprechen: Die Frei-
heitlichen werden ein gewaltiges 
Wähler-Rückholprogramm starten. 
Denn nicht wir haben die Koalition 
in Wien platzen lassen, sondern Se-
bastian Kurz und die ÖVP haben das 
alleine zu verantworten! Wir haben 

Verantwortung gezeigt, 
die politisch und mo-

ralisch notwendi-
gen Konsequen-
zen gezogen, um 
Schaden vom 
Land abzuhal-
ten. Die ÖVP hat 
hingegen einmal 
mehr nur ihre 

Machtverses-
s e n h e i t 

demons-
triert.
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Das macht richtig Mut für den Herbst!
17,2 Prozent bei der EU-Wahl – FPÖ startet für Nationalratswahl die Aktion „Wählerrückholung“!

gerne als Bundespräsidenten gese-
hen hätten. Und neben ihm Herbert 
Kickl, der als Innenminister derart 
imponiert hat, dass die ÖVP ihn 
unbedingt ins politische Ausgedin-
ge schicken musste.

Der Vergleich macht sicher
Zudem habe die ÖVP gezeigt, 

wie weit es mit ihrem Image der 
„Reformpartei“ her ist, betonte 
Hafenecker – einmal abgesehen 
davon, dass die „heißen Reform-
kartoffeln“ der letzten eineinhalb 

Jahre sowieso die freiheitlichen 
Minister aus dem Feuer geholt und 
umgesetzt haben: „Die ÖVP hat 
jetzt wieder ihre alte, tiefschwar-
ze Seele gezeigt, der es einzig und 
alleine um die Macht im Land und 
nicht um die Interessen der Öster-
reicher geht.“

Schließlich habe ÖVP-Chef Se-
bastian Kurz sich den zweifelhaf-
ten Ruf des „Sprengmeister der 
Republik“ erworben, der innerhalb 
von zwei Jahren zwei Bundesre-
gierungen auf dem Gewissen habe. 
„Wenn es eine instabile Situation 
im Land geben sollte, wie die ÖVP 
jetzt lamentiert, dann ist das einzig 
und allein der ÖVP zu verdanken: 
Sie hat das Koalitionsabkommen 
gebrochen, sie hat die Koalition ge-
sprengt und wurde dafür vom Par-
lament in die Wüste geschickt.“

Die Freiheitlichen werden alles 
daransetzen, in den nächsten Wo-
chen aufzuzeigen, wer den Kurs 
der bei den Bürgern bisher belieb-
testen Bundesregierung gesetzt und 
für deren Reformen verantwortlich 
ist. „Wir werden den Österreichern 
klar machen, dass der rot-weß-rote 
Reformkurs im kommenden Herbst 
nur mit jener Partei fortzusetzen 
ist, die diesen ausgearbeitet hat. 
Wer hat‘s getan? Die FPÖ!“

Die Bürger wissen, wem sie den rot-weiß-roten Reformkurs verdanken, und wer der politische Garant für mehr Sicherheit in ihrem Österreich ist.

Erleichterung bei FPÖ-Generalsekretär Hafenecker und Salzburgs 
Marlene Svazek (oben) – Diskussionsbedarf über SPÖ-Verluste bei 
ZiB-Chef-Dittlbacher und SPÖ-Lobbyisten Kalina (unten).

Keine Freude hatte Othmar Karas mit dem Ergebnis seines Kon-
trahenten Harald Vilismky (oben). Letzter gemeinsamer Auftritt der 
österreichischen Spitzenkandidaten zur Europawahl am Wahlabend 
im Haus der EU-Vertretung in Wien (unten).

Die Aufgabe für den Herbst: Die 
(Nicht-)Wählerrückholung.



6 Neue Freie ZeitungParlament

Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ
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Die Koalitionsaufkündigung durch die ÖVP hat 
auch zu personellen Veränderungen im Nationalrat 
geführt. Für die FPÖ kehren Herbert Kickl, Norbert 
Hofer und Hubert Fuchs in den Nationalrat zurück. 
Als weiterer Neuzugang wurde der Oberösterrei-
cher Thomas Dim (Bild) angelobt, der das Mandat 
von Wolfgang Klinger übernahm, der die Nachfolge 
des zurückgetretenen oberösterreichischen Landes-
rats Elmar Podgorschek angetreten hat.

Rückkehr in den Nationalrat
Vier der fünf Parlamentsfraktio-

nen (ÖVP, SPÖ, FPÖ, NEOS) ha-
ben einen gemeinsamen Neuwahl-
antrag im Parlament eingebracht 
uind sind sich darin einig, dass 
die XXVI. Gesetzgebungsperiode 
nach dem erfolgten Bruch der Koa-
lition zwischen ÖVP und FPÖ vor-
zeitig beendet werden soll.

Neuwahlantrag

Dass Montag, der 27. Mai 2019, 
ein für Österreich historischer Tag 
war, ist unstrittig und von so vie-
len Kommentatoren hervorgeho-
ben worden, dass man nicht mehr 
darauf hinweisen muss. Tatsäch-
lich war es das erste Mal, dass 
einer Regierung im Parlament das 
Misstrauen ausgesprochen wurde.

Wer den Gänsemarsch des 
Kabinetts Kurz von der Regie-
rungsbank hinaus ins Couloir 
live gesehen hat, wird die Bilder 
nie vergessen, zu einmalig waren 
sie. Einmalig waren auch die Um-
stände, die dazu geführt haben, 
nämlich die Vorgangsweise, mit 
der Herbert Kickl aus dem Amt 
gedrängt wurde. 

Obwohl er mit dem Ibiza-Video 
nicht das Geringste zu tun hat, 
wurde sein Abgang zur Koaliti-
onsbedingung gemacht - nachdem 
zuvor nur der Rückzug des Vize-
kanzlers das war. Wenige Stunden 
später war Herbert Kickl der erste 
entlassene Minister der Zweiten 
Republik.

Was dabei besonders stutzig 
macht, ist die nunmehr bewiesene 
Tatsache, dass von der ÖVP dieser 
Machtpoker ohne Absicherung im 
Parlament durchgezogen wurde 
– mit der Gefahr, so mit Vollgas 
gegen eine Wand zu fahren, auf 
der riesengroß „Misstrauen“ steht.

Anscheinend hatte die ÖVP da-
rauf vertraut, die FPÖ würde klein 
beigeben, was sich im Nachhinein 
als Fehleinschätzung von histo-
rischer Dimension erwies. In der 
FPÖ wurde solch eine Rochade 
keine Sekunde lang in Erwägung 
gezogen. Diese Geschlossenheit 
hat der Partei bei der EU-Wahl ein 
respektables Ergebnis gesichert, 
das Mut für die Nationalratswahl 
macht.

Historischer Irrtum
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Fehlkalkulation in der 
schwarzen Machtregie?
Nationalrat spricht zum ersten Mal einem Kanzler das Misstrauen aus

„Damit hat der österreichische 
Nationalrat der Bundesregierung 
das Vertrauen versagt.“ Mit diesem 
Satz der Vorsitz führenden Zweiten 
Nationalratspräsidentin Doris Bu-
res endete am Montag Nachmittag 
um 16.15 Uhr eine historische Sit-
zung des Nationalrates. Der 186. 
Misstrauensantrag in der Zweiten 
Republik war der erste, der im Na-
tionalrat eine Mehrheit fand. Zum 
ersten Mal haben Volksvertreter 
dafür gesorgt, dass eine Regierung 
zurücktreten muss.

Für die SPÖ, die den Antrag 
stellte, argumentierte Parteivor-
sitzende Pamela Rendi-Wagner: 
„Sie wollen die Zustimmung und 
Vertrauen für eine ÖVP-Alleinre-
gierung – und das im Nachhinein. 
Diesen schamlosen, zügellosen und 
verantwortungslosen Griff nach der 
Macht werden wir nicht zulassen.“

Die Unschuld in schwarz
Bundeskanzler Sebastian Kurz 

versuchte dennoch, seriös zu blei-
ben, scheiterte aber daran, eine Er-
klärung für die angebliche „Staats-
krise“ zu finden. Ja, er verstehe ja 
die Rachegelüste der Opposition 
gegen ihn, gab Kurz den Verständ-
nisvollen. Aber deswegen die ge-
samte Regierung abzusetzen, das 
„kann niemand in dem Land nach-
vollziehen“. So meinte er, den von 
ihm inszenierten Koalitionsbruch 
übertünchen zu können.

Sein Klubobmann August Wö-
ginger spielte den überraschten Un-
schuldigen. Das Agieren der SPÖ 
nannte er „unfassbar und unglaub-
lich“. Mit dem Misstrauensantrag 
gegen Bundeskanzler Kurz handle 
die größte Oppositionspartei „ge-
gen den Willen der Bevölkerung“. 
Als Beweis dafür, zerrte er das Ab-
schneiden der ÖVP bei der EU-
Wahl an den Haaren herbei – wohl 
wissend, dass dies nichts mit der 
Zusammensetzung des Nationalra-
tes zu tun habe.

Wöginger forderte „volle Trans-
parenz und Aufklärung“ – und 
zwar bei den Parteispenden von 
Vereinen an die Freiheitlichen. Mit 

Das hatten die Regisseure der schwarzen Machtübernahme nicht 
einkalkuliert, einen vom „Staatskrisen-Pathos“ des Kanzlers und 

des Bundespräsidenten uneingeschüchterten Nationalrat. Der sprach 
ÖVP-Kanzler Sebastian Kurz und seinen Ministern das Misstrauen 
aus. Eine Premiere in der Geschichet der Zweiten Republik.
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„Die Machtinteressen der alten ÖVP zeigen ein Sittenbild, vor dem 
der ,Ibiza-Skandal‘ geradezu verblasst“, hielt Kickl dem Kanzler vor.

einem ehemaligen FPÖ-Generalse-
kretär als Innenminister wäre diese 
Untersuchung nur schwer möglich, 
bezichtigte Wöginger den Ex-In-
nenminister des potentiellen Amts-
missbrauchs.

Dass Kickl gemäß den Statuten 
der FPÖ als Generalsekretär kei-
nerlei Zugriff auf die Finanzen hat-
te, stellte der neue FPÖ-Klubob-
mann selbst richtig. In der Folge 
erinnerte Kickl den ÖVP-Kanzler 
daran, dass sich nur die ÖVP nicht 
an die Koalitionsvereinbarung ge-
halten habe. „Es ging um die Wie-
derherstellung der Macht-Ach-
se der ÖVP. Dieser Griff nach der 
Macht ist widerlich“, erklärte Kickl 
und wies darauf hin, dass Kurz das 
Justiz- und Innenressort wieder bei 
der ÖVP haben wollte – womög-
lich, um die Aufklärung der Verant-
wortlichkeiten für das „Ibiza-Vi-
deo“ zu ver- oder behindern.
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Strabag-Chef Haselsteiner: Nur Un-
garn-Lobbyist wußte vom Video?

Nr. 22 g Freitag, 31. Mai 2019 Parlament

Bereits 2017 wussten namhafte Kreise aus Politik, Medien und Wirt-
schaft vom Video – aber keiner wollte es um zwei Millionen Euro 

kaufen. Letztlich soll ein dubioser deutscher „Verein“ 600.000 Gold-Krü-
gerrand dafür bezahlt haben – woher aber stammt der Goldschatz?

Irgendwie klingt die Geschich-
te, die das Online-Journal „eu-info-
thek“ (EUI) akribisch recherchiert 
hat, viel zu (I)bizarr, um wahr zu 
sein. Da entwickeln vier Sicher-
heits-Experten, denen durch einen 
Fall von Betriebsspionage 2015 die 
potenten Auftraggeber weggebro-
chen waren, ein neues „Geschäfts-
modell“: die Herstellung hochbri-
santer Videos, die man dann dem 
Meistbieter verkauft.

Gemeinsam mit dem ira-
nisch-stämmigen Wiener Anwalt 
Ramin Mirfakhrai ging man auf 
die Suche: Eine dem Anwalt be-
kannte Maklerin erzählte vom Erbe 
der Familie Gudenus, einem Wald 
nördlich von Krems mit Eigenjagd. 
Gleichzeitig soll auch ein Sicher-
heitsmann aus der Nähe von HC 
Strache dem Anwalt – warum auch 
immer – nahezu täglich Details aus 
dessen Lebenswandel, Vorlieben 
und Gewohnheiten verraten ha-
ben. Nun war klar: Das Opfer heißt 
FPÖ.

Welche Rolle spielt Haselsteiner?
Der Rest ist bekannt. Man bahnte 

sorgsam den Kontakt zu Gudenus 
an, eine bosnische Agrar-Studen-
tin mimte die „Oligarchen-Nich-
te“, die Gudenus und Strache in 
die verwanzte Ibiza-Urlaubsvilla 
(auf die man durch Kontakte zum 
österreichischen Geheimdienst ge-
kommen war) lockte und dort unter 
so viel Drogen und Alkohol setzte, 
dass sie nicht mehr wussten, was 
sie da alles von sich gaben. Man in-
vestierte mehrere Monate Zeit und 
rund 380.000 Euro.

Doch der Verkauf der Sie-
ben-Stunden-Mitschnittes ver-
lief nicht so glatt, wie sich das die 
Amateur-Filmer vorgestellt hat-
ten: So soll man ihn bereits 2017, 
gleich nach Fertigstellung, polti-
schen Parteien und Medien in Ös-
terreich angeboten haben. Auch der 
Unternehmer Hans Peter Haselstei-
ner (Strabag), bei Gott kein FPÖ-
Freund, soll das Video bereits da-
mals gekannt haben, waren doch 
die Sicherheits-Experten schon 
mehrmals für ihn tätig. Doch kei-
ner wollte damit etwas zu tun ha-

ben, schon gar nicht um kolpor-
tierte 1,5 bis zwei Millionen Euro. 
Auch in Deutschland blitzte man 
damit ab – vorerst.

Neben all diesen Leuten müssen 
höchstwahrscheinlich auch der ös-
terreichische (damals ÖVP-geführ-
te) und der deutsche Geheimdienst 
vom Video (und dessen Herstel-
lungsmethode) gewusst haben, galt 
die Ibiza-Villa doch in der Bran-
che als idealer Ort zur Überfüh-
rung von Drogenhändlern, Geld-
wäschern, Finanzjongleuren und 
anderen.

So blieb man vorerst auf 
Tauchstation – bis Frühjahr 2019. 
Jetzt sah man angesichts der EU-
Wahl den richtigen Zeitpunkt für 
gekommen, die Bombe platzen zu 
lassen. Anwalt Mirfakhrai verkauf-
te zwar in Österreich nichts, bekam 
aber den Tipp, es doch nochmals in 
Deutschland zu versuchen.

Das übernahm laut EUI einer der 
vier Sicherheits-Experten, Julian 
Hessenthaler (er war als Begleiter 
„Julian Thaler“ der „Oligarchen 
Nichte aufgetreten), Über eine be-
kannte Berliner Anwaltskanzlei 
fand sich ein „Verein“ als Interes-
sent. Es folgten harte Preisverhand-
lungen, und statt um die geforder-
ten 1,5 bis zwei Millionen gingen 
sieben vom Kunden ausgewählte 
Sequenzen um 600.000 südafrika-
nische Krügerrand in Gold (!) ins 
Eigentum des „Vereins“ über. Laut 
EUI soll es sich dabei um die Akti-
onistengruppe „Zentrum für politi-

sche Schönheit“ (ZPS) handeln, die 
den Kauf jedoch bestreitet. 

Fraglich ist nun, woher die Käu-
fer 600.000 Krügerrand-Goldmün-
zen in bar hatten – und wie sie Hes-
senthaler & Co. wieder zu Bargeld 
machen konnten. Das wäre eigent-

„Ibiza-Gate“: Wer zahlte Goldschatz für Film?
Sicherheits-Experten und Anwalt gingen eineinhalb Jahre mit dem brisanten Film hausieren

ZPS-Gründer Philipp Ruch (r.) bei einer seiner „Aktionen“.

lich Aufgabe der Justiz, die aber in 
Deutschland wie Österreich eine 
eher traurige Figur abgibt: Alle ge-
nannten Recherchen und Erkennt-
nisse dazu stammen bisher von 
Medien wie der EUI.

Werner Grotte
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Zum Entsetzen der Neos hat 
die Staatsanwaltschaft Wien kein 
Verfahren gegen die FPÖ wegen 
„Verhetzung“ eingeleitet, das der 
Verein „SOS Mitmensch“ wegen 
der angeblichen Forderung der 
FPÖ, Moslems vom „Zugang 
zum Gemeindebau“ auszuschlie-
ßen, angestrengt hatte. „SOS 
Mitmensch“ erblickte darin eine 
Parallele zu den NS-Rassenge-
setzen. Für die Staatsanwalt-
schaft Wien bewegten sich die 
von „SOS Mitmensch“ zitierten 
Äußerungen jedoch „im Rahmen 
des politischen Diskurses“. Vor 
allem aber würden sich die „von 
den Angezeigten geäußerte For-
derung wesentlich von der Forde-
rung nach einer Vertreibung von 
Juden aus Gemeindebauten durch 
deren Kündigung zum Zwecke 
der Arisierung der Wiener Ge-
meindebauten ab dem Jahr 1938“ 
unterscheiden. Auch die von den 
Medien tagtäglich dargestellten 
Probleme mit Moslems stellten 
keine Herabwürdigung dar.

Kein Verfahren,
keine Intervention

Volle Belegung in den 
Schubhaftzentren

Laut der Beantwortung der 
Anfrage der Liste Jetzt an Ex-In-
nenminister Herbert Kickl kam 
zu Tage, dass im vergangeen 
Jahr insgesamt 5.010 Personen 
in Schubhaft genommen worden 
sind. Sie waren im Durchschnitt 
25,2 Kalendertage in Polizeian-
haltezentren untergebracht, ehe 
sie in ihr Herkunftsland oder im 
Rahmen des Asylverfahrens ge-
mäß dem Dublin-Abkommen in 
das Land der Europäischen Uni-
on zurückgeschoben wurden, aus 
dem sie nach Österreich einge-
reist sind. Angeführt wurde die 
Nationalitätenliste von Nigeria 
(809 Personen), Slowakei (412), 
Serbien (331), Afghanistan 
(323), Pakistan (281), Marokko 
(234) und Algerien (231). 
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Europas Bürger haben die „große 
Koalition“ in Brüssel abgewählt
Werden auf dem EU-„Posten“-Sondierungstreffen die erfolgreichen EU-Kritiker ausgebootet?

Erstmals in der Geschichte der Europäischen Union haben Rot und 
Schwarz keine Mehrheit im Europaparlament. Die drei EU-kriti-

schen Fraktionen konnten auf 171 Mandate zulegen. Trotz der Hoch-
stilisierung zu einer „Entscheidungswahl“ gelang Brüssel gerade ein-
mal die Mobilisierung der Hälfte der Wahlberechtigten.

Die Wahl vom vergangenen 
Sonntag hat das Kräfteverhältnis 
ordentlich durcheinandergewirbelt 
– trotz der Schlammschlacht der 
„etablierten“ Parteien gegen die 
EU-kritischen Parteien, deren Hö-
hepunkt sie in Österreich mit dem 
„Ibiza-Video“ fand.

Der neue „Gottseibeiuns“ der 
Brüsseler Eurokratie, Italiens In-
nenminister Matteo Salvini, sprach 
von einem „unglaublichen Erfolg“ 
der Bewegung, insbesondere für 
seine Partei in Italien sowie für 
Marine Le Pen in Frankreich und 
Nigel Farage in Großbritannien: 
„Dies sind Zeichen für ein Europa, 
das sich wandelt!“

Gewinner – Verlierer
Die Europäische Volkspartei 

stürzte 23,8 Prozent ab – noch in-
klusive Viktor Orbáns Fidesz-Par-
tei -, die Sozialdemokraten konnten 
sich gerade noch an der 20-Pro-
zent-Marke festhalten. Von ihren 
bisher 412 Mandaten verloren sie 
bei dieser Wahl fast ein Viertel und 
verfügen zusammen nur noch über 
325 der 751 Parlamentssitze.

Zu den klaren Gewinnern der 
Wahl gehört die Fraktion „Euro-
pa der Nationen und der Freiheit“ 
(ENF), der die FPÖ, das Rassemb-
lement national in Frankreich oder 
die Lega aus Italien angehören. Die 
Fraktion konnte ihre Sitzzahl von 
36 auf 70 Mandate fast verdoppeln. 

Die beiden großen Wahlverlierer 
stehen mit Deutschlands Kanzle-

Lega-Chef Matteo Salvini bedankt sich bei den Wählern für 34,3 Prozent 
der Stimmen, doppelt so viele wie bei den Parlamentswahlen im Vorjahr.

Buchstäblich ins Wasser gefallen sind die Wahlergebnisse für die beiden bisher dominierenden Parteien im Europaparlament, der Europäischen Volks-
partei und den Sozialdemokraten. Oberwasser bekommen haben hingen die EU-kritischen Parteien, allen voran die EFN-Fraktion.
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Torys suchen ihren
„Brexit“-Premierminister

Das Rennen um die Nachfolge 
von Theresa May als Vorsitzen-
de der Konservativen und als Pre-
mierministerin hat am vergangenen 
Sonntag begonnen. Vor allem der 
Zweikampf zwischen Ex-Außen-
minister Boris Johnson und Um-
weltminister Michael Gove lässt 
einen spannenden Zweikampf er-
warten.

2016 hatten die beiden ge-
meinsam den erfolgreichen Ab-
stimmungskampf für den „Bre-
xit“-Entscheid angeführt. Aber die 
Nachfolge des wegen dieses Erfol-
ges zurückgetretenen Premiers Da-
vid Cameron entzweite das Erfolgs-
duo: Grove fiel seinem Mitkämpfer 
in den Rücken: Sein Freund habe 
nicht das Format, das Land zu re-
gieren, erklärte Grove und eröffne-
te damit Theresa May den Aufstieg 
in die Downing Street 10, dem Sitz 
des britischen Premierministers.

Dieser „Verrat“ wird ihm von 
Parteimitgliedern, die mehrheitlich 
den „Brexit“ befürworten, noch im-
mer nachgetragen, hat er doch Pre-

mierministerin May bis am Ende 
die Treue gehalten. Vor allem die 
Anhänger eines ordentlichen „Bre-
xit“ und einer möglichst nahen An-
lehnung an die EU sehen in Grove 
ihren Kandidaten, während John-
son Brüssel unverhohlen bei wei-
terem Festhalten an den „Knebel-
bedingungen“ auch einen „harten 
Brexit“ durchziehen will. Und die 
Briten wollen den Brexit, das haben 
sie den Politikern mit ihrem kla-
rem Votum für Nigel Farages „Bre-
xit-Partei“ am Sonntag bekundet.

Johnson, als Favorit im Rennen.

Die Europäer haben gewählt 
– und in Brüssel hat sich einiges 
geändert: Die Allianz von Mat-
teo Salvini, zu der auch die FPÖ 
gehört, hat mehr als 70 Mandate 
erreicht. Das bedeutet fast eine 
Verdoppelung im Vergleich zur 
bisherigen ENF-Fraktion. Da-
mit kann man mehr als zufrieden 
sein. Salvinis Lega hat in Italien 
mit mehr als 34 Prozent einen 
beeindruckenden Sieg erzielt. In 
Frankreich ist das dem Rassem-
blement National von Marine Le 
Pen bei der EU-Wahl ebenfalls 
gelungen und hat die Partei von 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

EU-Wahl: Gute Nach-
richten aus Brüssel

Präsident Macron hinter sich ge-
lassen. 

Neben den beiden großen Staa-
ten Frankreich und Italien haben 
rechte, reformorientierte Grup-
pen auch in anderen Ländern be-
achtliche Ergebnisse erzielt. Die 
UKIP-Nachfolgepartei „Brexit“ 
von Nigel Farage wird mit 29 
Abgeordneten gleichauf mit der 
deutschen CDU größte Partei im 
neuen Europaparlament. Polens 
PiS hat sieben Mandate zugelegt 
und hält jetzt bei 26. Auch Viktor 
Orbáns Fidesz konnte neuerlich 
dazugewinnen. 

Die „große Koalition“ aus Eu-
ropäischer Volkspartei und Sozi-
alisten ist jedenfalls Geschichte. 
Gemeinsam geht sich für die 
beiden keine Mehrheit mehr aus. 
Nun geht es an die eigentliche 
Fraktionsbildung. Da werden 
wir sehen, was sich noch alles an 
Optionen auftut – nicht zuletzt 
auch durch den möglichen „Bre-
xit“ und das ungewisse Schicksal 
Orbáns in der EVP.  Wir sind und 
bleiben optimistisch. 

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Knapp drei Tage nach einer Explosion mit 
mehreren Verletzten in der südostfranzösi-
schen Stadt Lyon hat die Polizei am Montag 
vier Verdächtige festgenommen. Unter ihnen 
sei auch der mutmaßliche Täter, teilte die 
Staatsanwaltschaft mit. Bei dem mutmaß-
lichen Täter handelt sich nach Angaben der 
Staatsanwaltschaft um einen 24-Jährigen aus 
Algerien stammenden Franzosen, bei den an-
deren Verhafteten um seine Eltern und einen 
jüngeren Bruder. Bei der Explostion der Na-
gelbombe im Stadtzentrum Lyons wurden insgesamt 13 Menschen ver-
letzt, darunter auch ein Kind.

Nach 73 Jahren ist am vergangenen Sonn-
tag auch die letzte verbliebene SPD-Hoch-
burg gefallen. Die SPD verlor ein Viertel 
ihrer Wähler und kam mit 24,6 Prozent der 
Stimmen nur noch auf den zweiten Platz 
hinter der CDU, die mit ihrem Bürgermeis-
terkandidaten Carsten Meyer-Heder 25,7 
Prozent eingefahren hat. Aber so ohne wei-
teres will die SPD nicht aufgeben. Nachdem 
es mit dem bisherigen Koalitionspartner, den 
Grünen, nicht mehr für eine Mehrheit in der 
Hansestadt reicht, will man die Partei „Die 

Linke“ für ein rot-rot-grünes Bündnis gewinnen, wie schon in der Bundes-
hauptstadt Berlin. Der Wählerwille scheint der SPD gänzlich egal zu sein.

Wird Bremen noch röter?

Islamisten-Anschlag
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Europas Bürger haben die „große 
Koalition“ in Brüssel abgewählt
Werden auf dem EU-„Posten“-Sondierungstreffen die erfolgreichen EU-Kritiker ausgebootet?

rin Angela Merkel und Frankreichs 
Staatschef Emmanuel Macron auch 
fest. Merkels CDU schlüpfte erst-
mals bei einer bundesweiten Wahl 
unter die 30-Prozent-Marke, die 
Liberalen-Hoffnung Macron kam 
gar nur noch auf den zweiten Platz 
hinter Marine Le Pens Rassemble-
ment National. 

Postenschacher eröffnet
Abgerundet wurde dieses Deba-

kel für die EU-Zentralisten vom 
Absturz der deutschen Sozialde-
mokraten, die gegenüber der Eu-
ropawahl 2014 am vergangenen 

Lega-Chef Matteo Salvini bedankt sich bei den Wählern für 34,3 Prozent 
der Stimmen, doppelt so viele wie bei den Parlamentswahlen im Vorjahr.

Buchstäblich ins Wasser gefallen sind die Wahlergebnisse für die beiden bisher dominierenden Parteien im Europaparlament, der Europäischen Volks-
partei und den Sozialdemokraten. Oberwasser bekommen haben hingen die EU-kritischen Parteien, allen voran die EFN-Fraktion.
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Sonntag mit 15,8 Prozent de facto 
halbiert wurden.

Mit Spannung wird daher das 
Geschachere am EU-Sondierungs-
treffen erwartet – dessen Ergebnis 
bei Redaktionsschluss noch nicht 
vorlag –, bei dem sich die Wahl-
verlierer auf einen Kommissions-
präsidenten einigen müssen: den 
Sozialdemokraten Frans Timmer-
mans – „Der Islam gehört seit 2000 
Jahren zu Europa“ – oder Merkels 
Favoriten, den EVP-Spitzenkandi-
daten Manfred Weber.

Vorläufige offizielle Mandats-
zahl der Fraktionen im Euro-
paparlament nach der Wahl 
vom 26. Mai 2019:

Europäische Volkspartei: 177

Sozialdemokraten: 149

Liberale: 107

Grüne: 69

Linke: 39

EU-Kritiker:
ECR: 62; ENF: 58; EFDD: 54

Ohne Fraktion: 36

HINTERGRÜNDE
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Im Osten ist die Afd
bereits eine Volkspartei

In Sachsen und Brandenburg 
wurde die AfD bei der Europawahl 
am vergangenen Sonntag stärkste 
Kraft, in Thüringen musste sie sich 
nur noch hauchdünn der CDU ge-
schlagen geben. Deutschlands Me-
dien rätseln jetzt noch intensiver – 
und genauso erfolglos wie schon 
bisher - über den Erfolg der ver-
ruchten „Rechtsaußen-Partei“ bei 
den Ostdeutschen.

Während „der Klimawandel“ 
das beherrschende Thema der eta-
blierten Parteien bei dieser Eu-
ropawahl war, waren es bei der 
AfD die De-facto-Kapitulation des 
Rechtstaates vor den sicherheits-
politischen Folgen der Massen- 
einwanderung und die drohenden 
Arbeitsplatzverluste durch den an-
gedrohten Ausstieg aus der Kohle 
bei der Stromerzeugung zur Ret-
tung des Weltklimas.

Die Europawahl war ein 
schmerzlicher Testlauf für CDU 
und SPD für die im Herbst anste-
henden Landtagswahlen in diesen 
drei Bundesländern. In Sachsen 

(25,3 Prozent) und Brandenburg 
(19,9) Prozent landete die „Alter-
native für Deutschland“ klar auf 
Platz eins. In Thüringen verdrei-
fachte sie ihr Ergebnis der Europa-
wahl von 2014 und kam mit 22,5 
Prozent bis auf zwei Prozentpunk-
te an die CDU heran. Am Sonntag 
erreichte in Görlitz, dem Wahlkreis 
von CDU-Ministerpräsident Mi-
chael Kretschmer, der AfD-Ober-
bürgermeisterkandidat Sebastian 
Wippel die meisten Stimmen und 
gilt als Favorit für die Stichwahl.

Der Osten leuchtet blau.
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aufzulösen, mit der ganzen FPÖ in 
Sippenhaft! Da muss man Blümel 
aber dann schon fragen, warum 
nach Herrn Strasser nicht auch alle 
ÖVP-Spitzen in Sippenhaft genom-
men wurden und gehen mussten, 
wie man es von der FPÖ verlangt 
hat? Diese Schutzbehauptung, man 
hat keine Wahl gehabt, hätte dann 
damals wohl ebenso gegolten! 

Armin Schütz, Wien

Gekaufte Medien?
Die Brexit-Partei von Nigel Fa-

rage hat bei der EU-Wahl einen 
haushohen Sieg eingefahren. Be-
denkt man die Gehirnwäsche der 
letzten Jahre, die über Österreich 
und Deutschland niedergeprasselt 
ist, wo ständig behauptet wurde, 
dass die Briten in der EU bleiben 
wollen, ja dann kann man nur fra-
gen: Wer hat die Medien gekauft 
und beeinflusst, um uns hier täglich 
Lügen aufzutischen?

Stefan Scharl, Klosterneuburg

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
„Größter Politskandal“

Liebe Reporter und Berichter-
statter, diese Jubelmeldung Ihrer-
seits ist eine klare Lüge. Ich darf 
ihrer Erinnerung in Sachen „Skan-
dal“ ein wenig auf die Sprünge hel-
fen, Stichworte: AKH, Lucona, BA-
WAG, oder KH Nord, um nur ein 
paar zu nennen. Diese haben den 
Steuerzahlern Milliarden-Kosten 
verursacht, diese dumme „Akti-
on Ibiza“ hat nur den beiden in-
volvierten Politikern geschadet, 
die ihre Prahlereien in der Regie-
rungspartnerschaft nicht einmal 
ansatzweise eingebracht haben!

Klaus Weiß, Eferding

Kickl und Mahrer
Innenminister Herbert Kickl er-

ließ an seinem letzten Amtstag eine 
Verordnung zur Angleichung des 
Stundenlohnes von Asylwerbern an 
den von Wehr- und Zivildienern – 
die vom Nachfolger prompt zurück-
genommen wurde. Ex-ÖVP-Wirt-
schaftsminister Harald Mahrer 
erließ auch an seinem letzten Amts- Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

tag im Dezember 2017 eine Ver-
ordnung, die das gesetzlich festge-
haltene Ablehnungsrecht für den 
neuen Smart-Meter-Stromzähler 
aushebelte. Diese Verordnung ist 
noch immer in Kraft, obwohl der 
Rechnungshof in einem 129-seiti-
gen Bericht alle unfassbaren Vor-
kommnisse und Machenschaften 
zur milliardenschweren Einfüh-
rung dieser „smarten“ Stromzäh-
ler aufgedeckt hat.

Fritz Loindl, Oberwang

Schluss mit Hetze 
Ich verstehe die Reaktionen 

mancher Menschen nicht mehr, die 
rund ein Drittel der Österreicher 
und eine ganze Partei verdammen, 
nur weil zwei Politiker in eine per-
fide Falle getappt sind. Niemand 
ruft nach Aufklärung – wozu auch, 
denn sie haben sich ihr eigenes 
Vorurteil zum Urteil gemacht. Es 
sind gerade die Menschen, die un-
sere Vorfahren verdammen und bei 
jeder Gelegenheit durch den Dreck 
ziehen, weil es vor ca. 75 Jahren so 
etwas wie Sippenhaftung gegeben 
hat. Was ist das, was sie betreiben?

Stephan Pestitschek, Strasshof

Doppelmoral
Herr Blümel ist eine sehr wider-

sprüchliche Person mit Doppel-
moral. So faselt er immer von der 
angeblichen Notwendigkeit, die 
Koalition ohne Rücksichten sofort 
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Die FPÖ Simmering lädt am 
Mittwoch, dem 5. Juni 2019, zum 
Stammtisch mit Bezirksrat Werner 
Stepanowsky ins Gasthaus „Aus-
zeitstüberl“ (Grillgasse 20, 1110 
Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Der Seniorenring Raab lädt am 
Mittwoch, dem 5. Juni 2019, zum 
Geburtstagsstammtisch ins Gast-
haus Schraml (Dr.-Pfluger-Straße 1, 
4760 Raab). Beginn: 12.00 Uhr.

Stammtisch der 
FPÖ Simmering

Stammtisch der 
Senioren in Raab

5

5

Juni

Juni

Die FPÖ Landstraße lädt am Mitt-
woch, dem 5. Juni 2019, zum Stamm-
tisch mit einer Analyse von LAbg. 
Leo Kohlbauer zur EU-Wahl in ihr 
Bezirksparteilokal (Am Modenapark 
8-9, 1030 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Stammtisch der 
FPÖ Landstraße5

Juni

Die FPÖ Meidling lädt am Don-
nerstag, dem 6. Juni 2019, zum Se-
niorenstammtisch ins Restaurant 
„Bierstöckl“ (Hetzendorfer Straße 
79, 1120 Wien) Beginn: 15.00 Uhr.

Der Seniorenring Schärding lädt 
am Mittwoch, dem 5. Juni 2019, 
zum Vatertagsstammtisch ins Gast-
haus „Kreuzberg“ (Passauer Str. 75, 
4780 Schärding) Beginn: 11.30 Uhr.

Seniorenstamm-
tisch in Meidling

Seniorenstamm-
tisch in Schärding

6

5

Juni

Juni

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Dienstag, dem 4. Juni 2019, zum 
Bezirksteilstammtisch Stadlau ins 
Gasthaus Selitsch (Konstanziagasse 
17, 1200 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Mittwoch, dem 5. Juni 2019, zum 
Bezirksteilstammtisch Kaisermüh-
len ins Gasthaus „Vorstadtwirt“ 
(Schüttaustraße 64, 1200 Wien). 
Beginn: 19.00 Uhr.

Bezirksteilstamm-
tisch Stadlau

Bezirksteilstamm-
tisch Kaisermühlen

4

5

Juni

Juni
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WIEN

Ludwig wandelt auf Häupls Spuren
Entgegen unzähliger rechtlicher 

Bedenken hat die Stadtregierung 
das skandalöse Großbauprojekt 
Gallitzinstraße in Ottakring in der 
montägigen Sitzung des Gemein-
derates durchgeboxt. „Keine Rück-
sichtnahme auf die Anliegen der 
Bürger – so sieht rot-grüne Politik 
in Wien aus“, empört sich der Klu-
bobmann der Wiener FPÖ, Toni 
Mahdalik.

Selbst das laufende Prüfverfah-
ren des Stadtrechnungshofes habe 
SPÖ und Grüne nicht davon abge-
halten, ihren Willen in Hinblick auf 
das Skandalprojekt durchzusetzen. 
„Den geplanten Wohneinheiten in 
zehn Blöcken, die bis zu 16 Meter 
hoch mitten in den UNESCO-Bi-
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Mahdalik: Ludwig setzt Häupls 
„Drüberfahr-Politik“ einfach fort.

osphärenpark Wienerwald beto-
niert werden sollen, steht demnach 
nichts mehr im Weg“, bedauert der 
Freiheitliche.

Die Verbauung des Erholungs- 
und Naturraumes im 16. Wiener 
Gemeindebezirk sei nicht nur orts-
unüblich und überdimensioniert, es 
liege zudem der Verdacht gleich-
heitswidriger Bevorzugung einzel-
ner Bauträger als künftige Eigentü-
mer nahe, zeigt Klubchef Mahdalik 
auf: „SPÖ-Bürgermeister Michael 
Ludwig wandelt unbeirrt auf den 
Spuren seines Vorgängers Häupl 
und scheint nicht in der Lage und 
auch nicht willens zu sein, der Bau-
lobby endlich die Grenzen aufzu-
zeigen!“

Rot und Grün verschulden 
Stadt auf Generationen!
„Willkommenskultur“, Sinnlos-Projekte und Unfähigkeit kosten Unsummen

„Einfach unverantwortlich“ 
nannte der freiheitliche Vizebür-
germeister die Fortsetzung der 
Schuldenpolitik durch die rot-grü-
ne Stadtregierung. Die Steigerung 
des Schuldenberges um weitere 
289 Millionen Euro in Zeiten der 
Hochkonjunktur seien einem fahr-
lässigen Umgang mit dem Geld der 
Steuerzahler geschuldet.

„Wer für eine völlig undifferen-
zierte ,Willkommenskultur‘, un-
zählige Sinnlos-Projekte und haus-
gemachte Unfähigkeit wie beim 
Krankenhaus Nord immer neue 
Mittel freigibt, braucht sich über 
neue Schulden nicht zu wundern“, 

kritisierte Nepp die „fortgesetz-
te Steuergeldverschwendung“ der 
Stadtregierung.

Mehr Einnahmen, mehr Schulden
Anhand der ohnehin viel zu ho-

hen Abgaben in Wien, gepaart mit 
der aktuellen Hochkonjunktur, 
könnte die Stadt – würde sie or-
dentlich verwaltet werden – Über-
schüsse erzielen und in weiterer 
Folge Schulden abbauen und Steu-

In der letzten Sitzung des Wie-
ner Gemeinderats kam die 

Steuergeldverschwendung der 
rot-grünen Stadtregierung aufs 
Tapet. FPÖ-Vizebürgermeister 
Dominik Nepp warf Rot-Grün 
vor, aus Fehlern nichts zu lernen, 
sondern sie stets zu wiederholen.

Nepp: Trotz Mehreinnahmen steigen die Schulden immer weiter.

ern senken. Dass das nicht gesche-
he, sondern, im Gegenteil, sogar 
noch neue Schulden gemacht wer-
den, sei unverantwortlich und un-
verzeihbar gegenüber den Steu-
erzahlern. „Und das, obwohl die 
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen nicht besser sein könnten. 
Kaum auszudenken, was für Schul-
den Rot-Grün in schlechteren Zei-
ten machen würden“, bemerkte der 
FPÖ-Vizebürgermeister.
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Das provisorische Parlament 
residiert ja bis auf weiteres nahe 
dem Minoritenplatz. Wobei einst 
die Minoriten als „mindere Brü-
der“ bezeichnet worden sind. 
Kann man da ganz ohne Gendern 
einige, auch weibliche Abgeord-
nete meinen? Und wer fällt einem 
dabei so ein? 

Angeblich in zwei Jahren ist 
dann das Haus am Ring saniert, 
und vor dem steht ja die Pallas 
Athene.

Die gilt als Göttin der Weisheit, 
ist aber merkwürdigerweise auch 
die Göttin des Kampfes, was zu-
sammenpasst wie Tag und Nacht. 
Die alten Griechen aber haben 
sich sicherlich was dabei gedacht.

Egal, in diesem Abgeordneten-
haus also hatten diese Woche für 
kurze Zeit die Mäus’ Kirtag, den 
Kickl hatten sie rausgeschossen. 
Sympathisch war die blaue So-
lidarität: Wenn der Kickl gehn 
muss, gemma alle.

Und jetzt? Ich bin da grad nach 
dem Misstrauensantrag gegen den 
Kurz  vorbeigekommen. Ohne 
dass ich sie gefragt hätte, hat eine 
der dort stehenden Damen zu mir 
gesagt: „Was glaubt er denn? Halt 
er si fürn Putin?“

Das glaub ich zwar nicht, rus-
sische Ähnlichkeiten schließt er 
zumindest jetzt bestimmt aus.

Aber sich warm anziehen, das 
wird er müssen. Schad, da wird 
er jetzt im Frühling ganz schön 
schwitzen.

Kurz oder gut

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Über einen deut-
lichen Stimmen-
zuwachs für die 
FPÖ bei der EU-
Wahl in Osttirol 
freut sich der 
FPÖ-National-
ratsabgeordne-
te Gerald Hau-
ser: „Wir haben in Osttirol 14,74 
Prozent der Stimmen erhalten und 
bei gestiegener Wahlbeteiligung 
weiter zugelegt und sind klare 
Nummer zwei in Osttirol. Ein herz-
liches Danke an unsere Wähler!“

Die neuesten Zahlen der Statistik 
Burgenland belegen, dass der bur-
genländische Tourismus weiter im 
Aufschwung ist. Im April konnte 
ein Plus von 7,2 Prozent bei Gäs-
teankünften und ein Plus von 9,3 
Prozent bei Nächtigungen verzeich-
net werden, berichtete FPÖ-Wirt-
schaftslandesrat Alexander Petsch-
nig: „„Ich freue mich über diese 
positiven Tourismuszahlen. Im Juni 
wird mit der Neueröffnung des Kur-
hauses Marienkron in Mönchhof 
der Entwicklung Rechnung getra-
gen, den Gästen weiterhin Qualität 
und Exklusivität zu bieten,“

Aufschwung hält an

NIEDERÖSTERREICH

TIROL

Nummer 2 in Osttirol

Das neue Sozialhilfegesetz mit 
echter freiheitlicher Handschrift 
sorge endlich für mehr Gerech-
tigkeit, kündigte FPÖ-Landesrat 
Gottfried Waldhäusl an, der am 
Entstehen des Grundsatzgesetzes 
im Sozialministerium mitgear-
beitet hatte: „Migrantenfamilien 
werden künftig nicht mehr 4.000 
bis 5.000 Euro monatlich lukrie-
ren, während der durchschnittliche 
Niederösterreicher nicht einmal 
die Hälfte davon über sein Gehalt 
erhält.“ Ganz wichtig war und 
ist für Waldhäusl, dass der Bezug 
der Sozialhilfe für Asylberechtigte 
künftig an postiv absolvierte Inte-
grationsmaßnahmen gekoppelt ist: 
„Einen finanziellen Zuschuss er-
hält künftig nur noch jener, der sich 
ein entsprechendes Sprachniveau 
aneignet. Eine Integration ohne 
Deutschkenntnisse ist bekanntlich 
schlichtweg nicht möglich.“

Mehr Gerechtigkeit

„Wir Freiheitliche sind ein star-
ker und verlässlicher Partner für 
unsere Bevölkerung“, interpretier-
te Niederösterreichs geschäftsfüh-
render FPÖ-Landesparteiobmann 
Udo Landbauer das aktuell vorlie-
gende Ergebnis der EU-Wahl in-
klusive Briefwahlprognose. Der 
Stimmenzuwachs für die FPÖ von 
mehr als 20.000 Wählern in Nie-
derösterreich zeige, dass die Men-
schen den konsequenten Weg der 
FPÖ begrüßen. Die kommende Na-
tionalratswahl werde „die stärkste 
und intensivste freiheitliche Wahl-
bewegung“ sehen, kündigte Land-
bauer an.

Udo Landbauer

NIEDERÖSTERREICH

FPÖ gestärkt für 
Herbstwahl

Gerald Hauser

BURGENLAND

KÄRNTEN
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Kärntens Sportreferent, Lan-
deshauptmann Peter Kaiser, 

sieht vor lauter „Baumkunst“ 
seine eigentlichen Aufgaben 
nicht mehr.

Kaisers Entscheidung, das Kla-
genfurter Fußballstadion ab August 
2019 bis März/April 2020 dem um-
strittenen sogenannten Kunst-Pro-
jekt „For Forest“ zu überlassen, 
kostet den erfolgreichsten Kärntner 
Fußballklub, den Wolfsberger AC, 
mehrere Millionen Euro“, kriti-
siert FPÖ-Landesparteichef Gernot 
Darmann.

Bäume statt Fußball
Der WAC könnte bei den drei 

Europa League-Spielen, die er sich 
dank einer großartigen Saisonleis-
tung im kommenden Herbst gesi-
chert hat, jeweils 30.000 Zuschauer 
im „Wörthersee-Stadion“ begrü-
ßen. Immerhin sind so berühmte 
Teams wie der AC Milan, Arsenal 

London, FC Sevilla oder Borussia 
Mönchengladbach mögliche Geg-
ner, die von tausenden Anhängern 
begleitet werden.

„Weil aber Kaiser im Stadion lie-
ber Bäume aufstellen lässt, die den 
Rasen monatelang ruinieren wer-

den, muss der Fußballklub nach 
Graz, Salzburg, Udine oder Lai-
bach ausweichen. Dorthin werden 
den Klub weit weniger Kärntner 
Zuseher begleiten. Dem WAC ent-
gehen damit Einnahmen in Millio-
nenhöhe“, empörte sich Darmann.

Rote Fehlentscheidung kostet 
den WAC Millionen Euro
„SPÖ-Waldprojekt“ vertreibt erfolgreichsten Fußballklub Kärntens

Der erste umfassende Bericht 
über die von der FPÖ initiierte Re-
form der Mindestsicherung des 
Landes Oberösterreich im Jahr 
2016 fördert zutage, dass statt der 
damals prognostizerten Mehrkos-
ten von 200 Millionen Euro Ein-
sparungen in Höhe von 2,69 Milli-
onen Euro zu Buche stehen.

„Wir haben die richtigen Impul-
se zur richtigen Zeit gesetzt. Bei 
der Zahl der Bezieher sind wir auf 
das Niveau von 2014 zurückge-
kehrt“, zeigten sich FPÖ-Klubob-
mann Herwig Mahr und der Sozi-
alsprecher des Koalitionspartenrs 
ÖVP, Wolfgang Hattmannsdorfer, 
zufrieden mit dem Erfolg der Re-
form. „Seit 2017 konnten wir allein 
durch die erste Novelle 2,69 Mil-
lionen Euro einsparen. Das ist ein 
höchst erfreuliches Ergebnis“, sag-
te Mahr.

Die Zahl der Bezieher im Be-
richtszeitraum zeigt sowohl ein 
Jahr vor, als auch ein Jahr nach der 
Novelle noch moderate Zuwächse, 
aber von 2017 auf 2018 zeigen sich 
erstmals sinkende Werte. 38 Pro-
zent der BMS-Bezieher erhielten 
Ende 2018 die eingeführte „gede-
ckelte Mindestsicherungsleistung“. 
Rund 70 Prozent davon sind keine 
österreichischen Staatsbürger, rund 
59 Prozent sind Asyl- und subsidiär 
Schutzberechtigte.

Mahr: Mindestsicherungsreform 
zeigt positive Wirkung.

Eine Reform, die wirkt
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Darmann: Kaisers „Kunstsinn“ bringt den WAC um Millionen Euro.
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ÖVP gegen FPÖ-Vorstoß 
zur Wahlzusammenlegung
ÖVP hält Wähler für unmündig und langjährige Praxis als undemokratisch

Bis zum rot-schwarzen Fi-
nanz-Skandal und den daraus resul-
tierenden vorgezogenen Landtags-
wahlen des Jahres 2013 fanden diese 
gemeinsam mit den Gemeinderats-
wahlen statt. Diese Vorgehensweise 
verminderte bürokratische Hürden, 
hohe Kosten und ersparte den Bür-
gern einen Dauerwahlkampf.

Diesen Status wollten die Salz-
burger Freiheitlichen wiederein-

führen. „Dass mit der ÖVP nicht 
nur kein Staat zu machen ist, er-
leben wir ja gerade. Es aber auf 
reine Machtversessenheit zu re-
duzieren, wäre zu wenig“, erklär-
te FPÖ-Landtagsabgeordneter 
Andreas Schöppl.

ÖVP hält Bürger für dumm
Der ÖVP-Abgeordnete Wolf-

gang Mayer nannte den wahren 
Hintergrund für die schwarze ver-
weigerung: Er traut den Wählern 
nicht zu, zwischen Gemeinde- 
und Landespolitik zu unterschei-
den. Kurz gesagt, er hält sie für zu 
dumm.

Bis zum Finanz-Skandal hielt 
Salzburg die Gemeinderats- 

und Landtagswahlen zeitgleich 
ab. Aus politischem Kalkül lehnt 
die ÖVP dies nunmehr ab.

Darüber hinaus befand der 
ÖVP-Abgeordnete eine Zusam-
menlegung gar für undemokra-
tisch. „War gelebte Demokratie vor 
dem von ÖVP und SPÖ verursach-
ten Finanz-Skandal etwa außerhalb 
des praktizierten Verfassungsbo-
gens? Man könnte meinen, dass 
Salzburg laut Mayer Jahrzehnte de-
mokratisches Brachland gewesen 
wäre“, wundert sich Schöppl.

Mit der schwarz-grün-rosa Re-
gierungsmehrheit wurde der frei-
heitliche Antrag abgeschmettert. 
Der Wahlmarathon wird in Salz-
burg dank der ÖVP also munter 
weitergehen.
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Häme. Die Freude am Leid und 
Schaden eines Anderen. Ein mo-
ralischer Verfallsposten, der sich 
– dank sozialer Medien – gern oft 
stunden-, tage- oder sogar wo-
chenlang feiern lässt. Am besten 
gemeinsam. Ohne jetzt wertend 
klingen zu wollen: Aber wer sich 
zu sehr über den Verlust eines An-
deren freuen muss, dem blieb nur 
der Genuss des eigenen Sieges 
schon zu lange verwehrt. Deshalb 
ruhig und besonnen bleiben. Mit-
lachen. Und ja, abwarten.

In leicht abgewandelter Form 
– und mit dem Unterton einer ge-
wissen Überheblichkeit – tritt zeit-
gleich das oberlehrerhafte „Besser-
wissen“ ein. „So habe ich es doch 
immer gewusst!“, „Hätte man doch 
nur auf mich gehört!“, schallt es 
kopfschüttelnd aus den Rängen. 
Ein Phänomen, das gerade auf 
„Twitter“ eine Renaissance erlebt.

Etwa auf den Pinnwänden von 
rund 50 „Kommunikatoren“ ös-
terreichweit. Eine Handvoll von 
Menschen also, die kaum reprä-
sentativ für eine Bevölkerung sein 
kann, die es eben nicht nötig hat, 
die vermeintlichen Tiefen ihrer 
Charaktere so dermaßen in die 
Auslage zu stellen. Doch sehen wir 
es als Chance. Denn was fürchtet 
der Besserwisser am meisten? Ge-
nau, den Besserkönner.

Ja, und dann wär‘ da noch der 
Hochmut. Das ist, wenn man 
plötzlich nur noch von der eige-
nen moralischen Überlegenheit 
sprechen kann. Endlich davon 
ablenken können, einmal nicht im 
Scheinwerferlicht der Umstritten-
heit schwitzen zu müssen. Und 
deshalb glaubt mir, liebe Freunde 
und seid versichert: Gegen Häme 
hilft Geduld, gegen Besserwis-
ser der Beweis. Aber Hochmut 
kommt vor dem Fall.

Abgründe

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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SALZBURG

Im Rahmen der Landtagssitzung 
am vergangenen Dienstag richtete 
der geschäftsführende FPÖ-Klub-
obmann Stefan Hermann eine An-
frage unter dem Titel „Was wurde 
aus der angekündigten Reform der 
Sozialhilfeverbände“ an ÖVP-Lan-
deshauptmann Hermann Schützen-
höfer.

Der gestand, dass „eine Diskus-
sion über den internen Prüfbericht“ 
der Gemeindeabteilung zu den 
Sozialhilfeverbänden eingeleitet 
worden sei, schließlich habe dieser 
doch „massive Missstände“ auf-

gezeigt und eine Reform des Ver-
bandsystems angeregt.

Trotz mehrmaliger Aufforderung 
durch die FPÖ hätten Rot-Schwarz 
diesen Bericht allerdings nie veröf-
fentlicht, kritisierte Hermann den 
ÖVP-Landeshauptmann: „Es ist 
bedauerlich, dass die schwarz-rote 
Landesregierung hier in völliger 
Untätigkeit verharrt. Denn in den 
Sozialhilfeverbänden wird derzeit 
rund eine Milliarde Euro an Steuer-
geld verwaltet. Die FPÖ wird sich 
dafür stark machen, dass eine tief-
greifende Reform endlich kommt!“

Reform-Verweigerer
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STEIERMARK

Hermann: Massive Kritik, aber  kei-
ne Reform der Sozialhilfevereine.

Zwei Stimmzetteln könnten Salzburgs Bürger verwirren. So 
argumentiert die ÖVP gegen die Zusammenlegung von Ge-
meinderats- und Landtagswahl.

LÄNDER-
SACHE
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se“ entdeckt. 
Aber was soll 
die EU aus 
dem Ergebnis 
lernen? Ach ja, 
die Zeit sei reif 
für eine Frau 
an der Spitze 
der Kommissi-

on. Und die Lö-
sung der Vertrauenskrise der EU: 
Zusammenhalten, die „böse Rech-
te“ im Schach halten! Na, denn.

Dass die Medien unreflektiert 
das Gebrabbel des Kanzlers von ei-
ner „Staatskrise“ über-
nommen haben kriti-
sieren die „Vorarlberger 
Nachrichten“ zurecht 
als Wahlkampfwerbung 
für die ÖVP: „Die Kurz-
ÖVP ist Meisterin des 
politischen Framings, 
sie deutet sich die Welt, 

Dienstag, 28. Mai 2019

Vorarlberger Nachrichten

Vorarlberg  A7

Sebastian Kurz ist mit 32 Jahren 

jetzt einmal Ex-Kanzler, das 

schafft ja auch kaum jemand. Ein 

Land im (zumindest emotionalen) 

Ausnahmezustand, das ist Ös-

terreich seit dem Auftauchen des 

Ibiza-Videos am Freitag, dem 17. 

Mai. Aus der Ibiza-Affäre und ih-

ren Folgen könnten wir alle etwas 

lernen – wir müssen nur wollen. 

1. Ein Misstrauensantrag 

gegen Kanzler oder Regierung ist 

natürlich legitim und ein in der 

Verfassung geregelter demokra-

tischer Vorgang. Man sollte nicht 

dauernd von einer „Staatskrise“ 

oder einem „Sturz“ des Kanzlers 

sprechen, Medien sollten das 

nicht übernehmen. Die Kurz-

ÖVP ist Meisterin des politischen 

Framings, sie deutet sich die Welt, 

wie sie ihr gefällt – und die Kon-

kurrenz und viele Medien machen 

es ihr allzu leicht. 
2. Die sind doch eh alle gleich, 

die richten es sich: Diesem de-

saströsen Bild, das nach Ibiza bei 

vielen noch verstärkt wurde, muss 

die Politik klar entgegentreten. 

Natürlich sind nicht alle Politi-

kerinnen und Politiker korrupt. 

Deswegen sollte man dringend 

mehr Transparenz bei der Partei-

enfinanzierung zulassen – über 

entsprechende Anträge der Neos 

wollte am Montag allerdings 

niemand abstimmen. 

3. Politik ist kein „Tatort“. Bei al-

lem Verständnis für die journalis-

tische Freude am Spannungsbo-

gen, die man in den letzten Tagen 

in diversen Medien beobachten 

konnte: Politik ist kein Krimi, 

Politik bestimmt über unser Le-

ben. Man könnte jetzt wieder aus 

dem „Tatort“- in einen kühleren 

Analyse-Modus wechseln.

4. Taktik ist noch keine Strate-

gie. Viele politische Manöver, die 

wir derzeit beobachten, sind vor 

allem aus der Situation geborene 

Taktikspiele, nachhaltige Überle-

gungen haben in einer Welt, die 

uns durch immer kürzere Zyklen 

hetzt, wenig Raum. Bitte dann 

wenigstens nicht so tun, als ginge 

es bei solchen Handlungen nur 

um „Verantwortung“, um „die 

Menschen“ da draußen. 

5. Die „Kronen Zeitung“ ist die 

„Kronen Zeitung“ ist die „Kronen 

Zeitung“. Nur weil Heinz-Christian 

Strache im Ibiza-Video über Pläne 

für die Übernahme des Blattes 

spricht, wird aus dem Boulevard-

medium kein Sturmgeschütz der 

Demokratie. Man schaue sich 

nur den untergriffigen Ratten-

Cartoon an, mit dem man die ehe-

maligen „Krone“-Haberer Strache 

und Johann Gudenus in der letz-

ten Sonntagsausgabe verhöhnt 

hat. Ja, auch FPÖ-Politiker haben 

grundsätzlich das Recht, anstän-

dig behandelt zu werden. Selbst 

wenn sie Anstand im Umgang mit 

anderen vermissen ließen. 

6. Ex-FPÖ-Chef Strache hat 

trotz Ibiza bei der EU-Wahl mehr 

als 33.000 Vorzugsstimmen 

erreicht (und könnte damit ein 

EU-Mandat besetzen), mit seinem 

„Jetzt erst recht!“- und „Alles 

nur eine besoffene Geschichte“-

Gerede. Das sagt mehr über die 

österreichische Seele, als man 

wissen möchte.

Lernen von und nach Ibiza

Kommentar

Julia Ortner

„Viele politische Manö-

ver, die wir derzeit be-

obachten, sind vor allem 

aus der Situation gebore-

ne Taktikspiele.“

JULIA ORTNER

julia.ortner@vn.at

Julia Ortner ist Journalistin mit 

 Vorarlberger Wurzeln und lebt in 

Wien. Podcast: @ganzoffengesagt 

Landesjägermeister Christof Germann und sein Stellvertreter 

Sepp Bayer präsentierten die Vorarlberger Jägerschaft im Stein-

wildgehege des Feldkircher Wildparks.  VN/SCHWEIGKOFLER

Mehr Jäger-Engagement 
für den Naturschutz

FELDKIRCH Die Vorarlberger Jäger-

schaft ist die Interessenvertretung 

der aktuell rund 2500 Vorarlberger 

Jäger und Jägerinnen. Der Verein 

feiert heuer sein 100-jähriges Be-

stehen, aus diesem Anlass wurde 

zu einem Pressegespräch in den 

Feldkircher Wildpark geladen. 

Die Aufgaben des Vereins sind die 

Organisation und Koordination 

sämtlicher Themen und Aufgaben 

im Zusammenhang mit der Jagd 

in Vorarlberg. Dazu gehören etwa 

die Aus- und Weiterbildung sowie 

Informationen und Serviceleistun-

gen. Bekannt ist die Jägerschule, 

jedes Jahr machen rund hundert 

Personen die mehrmonatige Aus-

bildung zum Jäger, die sogenannte 

„Grüne Matura“.
Die Jägerschaft verstehe sich aber 

auch als Interessenvertretung der 

Wildtiere, betont Landesjägermeis-

ter Christof Germann. Er macht 

sich Sorgen um die Lebensräume 

des Wildes. Früher sei beispielswei-

se der Walgau für das Rotwild ein 

Sommerstandort gewesen, heute 

erreichen die Tiere das Tal gar nicht 

mehr. Und auch in den Bergen wer-

de der Druck auf das Wild immer 

größer, so etwa durch Tourengeher 

oder auch E-Mountainbiker. „Wenn 

die Jagd eine Zukunft haben soll, 

müssen wir uns aktiv für die Le-

bensräume der Tiere einsetzen“, 

hält Germann fest. Deshalb werde 

die Jägerschaft in Zukunft viel stär-

keres Engagement in Richtung Na-

turschutz setzen. „Wir Jäger sind die 

Anwälte und Botschafter der Wild-

tiere“, meint der oberste Jäger. „Der 

Sinn der zeitgemäßen Jagd liegt in 

der Nachhaltigkeit.“ Neben dem 

Naturschutz liege der Vorarlberger 

Jägerschaft auch das Tierwohl am 

Herzen. Deshalb gehe man auch 

gegen unethisches Verhalten, wie 

jüngst eine umstrittene Treibjagd 

im Großen Walsertal, vor. „Jäger 

sollten eine Vorbildfunktion in allen 

Fragen der Jagdethik und des Um-

gangs mit der Natur ausüben“, be-

tont Germann. Zudem werde man 

verstärkt mit der Universität für 

Bodenkultur zusammenarbeiten, 

hier will man sich fachliches Wis-

sen für die Weiterentwicklung der 

Jägerschaft holen. „Aggressiven“ 

Naturschutz wird die Jägerschaft 

wohl nicht betreiben. „Es gibt kei-

ne eindimensionale Sichtweise, alle 

Seiten müssen gemeinsam an Lö-

sungen arbeiten“, betont der Lan-

desjägermeister.
Das Gamswild sei aktuell das 

Sorgenkind der Jägerschaft. 1100 

Gämsen wurden im Vorjahr erlegt, 

man liege hier 30 Prozent oberhalb 

der Abschussplanung. Besonders 

junge Böcke würden geschossen, 

weil diese oft weiter herunter in 

Nutzwälder kommen, und dann 

wird von der Forstwirtschaft der 

Abschuss gefordert. „Das stellt ei-

nen Eingriff in die Geschlecht- und 

Altersstruktur des Gamswildes 

dar“, sorgt sich Germann.

Jagd wird weiblicher

Es gibt neue Trends. So gebe es 

zunehmend Absolventen der Jä-

gerschule, die nicht aktiv Jäger 

würden, sondern die Ausbildung 

aus Interesse an Natur und ökologi-

schen Zusammenhängen machen 

würden. Außerdem werde die Jagd 

weiblicher. Ein Drittel der Teilneh-

mer an der Jägerschule sind Frau-

en, heute ist jeder zehnte Jäger eine 

Frau. „Bei den Jägerinnen beobach-

te ich einen besonders umsichtigen 

und bedachten Umgang mit den 

Tieren“, streut Germann Rosen.

Vorarlberger Jägerschaft wirft zum 100-Jährigen Blick in die Zukunft.

Jetzt zur Buch am Bach anmelden

Die achte Buch am 
Bach öffnet Ende 
Juni ihre Pforten.

SCHWARZACH Nur noch wenige 

Wochen, dann wird Götzis wieder 

drei Tage lang zur Lesehauptstadt 

Vorarlbergs. Vom 25. bis 27. Juni geht 

in der Kulturbühne Ambach und im 

Schlössle die VN-Kinder- und Ju-

gendbuchmesse über die Bühne.

Wie jedes Jahr können sich die 

Kinder und Jugendlichen über ein 

vielfältiges Programm freuen. Zu-

gesagt haben die Kinder- und Ju-

gendbuchautoren Ingrid Hofer, 

Ulrike Motschiunig, Susa Hämmer-

le, Daniel Hora, Sonja Kaiblinger, 

Carolin Philipps, Angelika Diem 

und Irmgard Kramer, die mit dem 

österreichischen Kinder- und Ju-

gendbuchpreis 2019 ausgezeichnet 

wurde. Unter anderem sind das 

Puppentheater, die Landesbiblio-

thek und die Landesbüchereistelle 

sowie der Buchklub Österreich mit 

von der Partie. Das Herzstück bildet 

die Bücherschau im großen Saal. 

Zahlreiche Vorarlberger Buchhänd-

ler verwandeln die Kulturbühne 

drei Tage lang in die größte Buch-

handlung des Landes für Kinder- 

und Jugendbücher.
Neu sind zwei Abendveranstal-

tungen für Eltern. Am 25. Juni hält 

Günther Loewit einen Vortrag zum 

Thema „Wir schaffen die Kindheit 

ab“. Am 26. Juni ist Alexander Gey-

rhofer mit „Kinder sicher im Inter-

net“ zu Gast auf der Kulturbühne 

AmBach.
Anmeldungen für Veranstaltun-

gen, Lesungen und Aufführungen 

auf www.vn.at/buchambach. Die 

Buch am Bach ist für Schulklassen, 

aber auch für Einzelpersonen, El-

tern mit Kindern und kleine Grup-

pen buchbar. VN-PAG

Tausende Bücher bieten sich zum 

Schmökern und Kaufen an.  VN/STEURER

GERNOT SCHWEIGKOFLER

gernot.schweigkofler@vn.at

05522 76644-30

„Wenn die Jagd Zukunft 

haben soll, müssen wir 

uns für die Lebensräume 

der Tiere einsetzen.“
Christof Germann 

Landesjägermeister

Positive Bilanz aus Neuordnung 

von Europaschutzgebieten

LUSTENAU Anlässlich des europä-

ischen Natura-2000-Tages trafen 

sich 20 Gebietsverantwortliche am 

Lustenauer Heidensand zu ihrem 

Jahrestreffen. „Die Neuorganisati-

on der Gebietsbetreuung für die 39 

Europaschutzgebiete in Vorarlberg 

trägt Früchte und lässt in eine posi-

tive Zukunft der Naturschutzarbeit 

blicken“, zeigte sich Umweltlan-

desrat Johannes Rauch erfreut. Die 

Ansiedlung des Natura-2000-Re-

gionsmanagements bei der inatura 

in Dornbirn samt Verflechtung mit 

den bestehenden Naturschutzver-

einen brachte eine zentrale Organi-

sation für das Netzwerk des Schutz-

gebiets mit sich.

Ab 21.05. bei McDonald’s Bürs/Bluden
z, Rankweil,

Hohenems, Dornbirn, Lustenau undHard.

Schmankerl Burger

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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SÜDDEUTSCHE ZEITUNG

Klare Mehrheit für

Europa

München. „(. . .) Gewiss, Natio-

nalisten und Identitäre haben –

trotz mancher spektakulärer Er-

folge – die Macht in Europa

nicht übernommen. Auch im

neuen EU-Parlament wird es

eine klare proeuropäische Mehr-

heit geben. Ein Grund, sich zu

entspannen, ist das
jedoch nicht.

Zu stark haben die Nationalisten

in etlichen Staaten abgeschnit-

ten, zu populär sind rechtsradi-

kale Politiker wie Le Pen in

Frankreich und vor allem Salvini

im einst so europafreundlichen

Italien. Die Zustimmung ist

stark, obwohl die Radikalen,

wenn sie an der Macht sind, oft

katastrophal agieren. Salvini

treibt Italien gerade in eine Wirt-

schafts- und Finanzkrise. Der

zeitweilige österreichische Vize-

kanzler Heinz-Christian Strache

erwog vor seiner Bestellung, In-

teressen seines Landes für ein

paar Silberlinge Wahlkampfhilfe

zu verraten.“

WASHINGTON POST

Mehrheit der Mitte fehlt

Washington D.C. „Die Grünen

und andere Pro-Umweltgruppen

und sozial-liberale Parteien

könnten die Überraschung der

Wahl sein, nachdem sie in Frank-

reich, Deutschland, Finnland
und

anderen Ländern an zweite oder

dritte Stelle rutschten. Das Ergeb-

nis ist ein Europäisches Parla-

ment, in dem die Parteien der

Mitte erstmals daran scheiterten,

eine Mehrheit zusammenzube-

kommen, und sich nun die Un-

terstützung von Abgeordneten

holen müssen, die eine weniger

orthodoxe Sicht davon haben,

wie Europa zu steuern ist.“

LIBERATION
Grünwie die Hoffnung

Paris. „Grün wie die Hoffnung:

Das ist das beruhigen
dste Ergeb-

nis dieser Europawahlen. Fast

überall in der Europäischen Uni-

on – in Frankreich, aber au
ch in

Deutschland, Belgien
und ande-

ren Ländern – hat der Durch-

bruch der Ökoparteien dem Ur-

nengang Farbe verliehen. Auch

die gestiegene Wahlbeteiligung

auf dem Kontinent hat die Vor-

hersagen Lügen gestraft. Man

kann nun nicht mehr sagen, dass

Europa nicht interessiert.“

EL MUNDO
ErnsthafteWarnung

Madrid. „Schreck oder Tod war

angesichts der starken populisti-

schen Welle, die den Kontinent

durchzieht, die Alternative, die

sich vor den entscheidenden

Wahlen zum Europäischen Par-

lament aufgetan hatte. Letztend-

lich hat die Abstimmung den

Alarm stark abgemildert, da der

Vormarsch der europhoben Par-

teien geringer ausfiel als erwar-

tet. (...)“ Dennoch sind der Sieg

der extremen Rechten von Ma-

rine Le Pen in Frankreich, das

großartige Ergebnis von (Matteo)

Salvini in Italien oder die Tatsa-

che, dass sich die Brexit-Partei

von Nigel Farage in Großbritan-

nien durchgesetzt hat, er
nsthafte

Warnungen: Die Anführer der

Union müssen nun ihre Füh-

rungsrolle unter Beweis stellen

und endlich das Steuer eines

Schiffes in die Hand nehmen,

das schon viel zu lange nicht

mehr auf Kurs ist.“

BBC
Auswirkung auf Brexit

London. „All diese Ergebnisse

könnten sich auch auf den Brexit

auswirken. Die Staats- und Re-

gierungschefs der EU dürften

wegen ihrer eigenen nationalen

politischen Dramen noch weni-

ger bereit sein, den Scheidungs-

vertrag (mit London) neu zu ver-

handeln, falls sie vom nächsten

britischen Premierminister da-

rum gebeten werden sollten.“

MAGYAR NEMZET

Dickes Nein für Merkel

Budapest. „Merkel und Macron

erhielten ein dickes Nein. Jen-

seits des Ärmelkanals siegten –

als neuerliche Perle des briti-

schen Humors – (Nigel) Farage

und seine Brexit-Partei. Das

zehn Millionen Einwohner star-

ke Ungarn kann naturgemäß

nicht jedes Dilemma, jede Sorge

des gesamten europäischen

Kontinents mit seiner halben

Milliarde EU-Bürger schultern.

Unsere (ost-mitteleurop.) Region

erfährt aber eine zunehmende

Aufwertung und kann nicht zum

ersten Mal in der Geschichte

dem Westen ein Beispiel geben.“

PIZZICATO

Steirermen in Hollywood

Die Republik bebte, die Mächtigen zitterten. Nun ist tatsächlich

ein weiteres Video aufgetaucht, das zwei Männer zeigt, wie sie

sich zum Affen machen – und das augenscheinlich
ganz ohne Zu-

tun psychotroper Substa
nzen, aber womöglich anderer Präparate.

Die Brandung rauscht
, die Wellen rollen heran, und in derMor-

gendämmerung radeln zwei Muskelmänner breitbeinig die Pazifik-

küste am Venice Beach und in Santa Monica entlang. Es rennt de
r

Schmäh, es strömt der Schweiß bei den Steirermen in Hollywood,

die laut den Stoakoaglern bekanntlich „very, very good san“. „Mus-

keln, Schönheit und
a Hirn, des kannst expor

tiern“, singt das Trio.

„Pump It up“, lautet der Tite
l eines neuen Songs, der als Moti-

vationsvideo nicht nur für das Fitn
essstudio gedacht ist, sondern

für

alle Lebenslagen: „No pain, no gain.“ Genau. „Hasta la vista, Baby“,

krächzt der eine eing
angs, und zumAusklang sagt er: „I’l

l be back“.

„Arnie“ und „Andy“, Arnold Schwarzenegger und Andreas Ga-

balier, haben sich gefunden. Und es hat gefunkt. Zwei Experten für

das Steirertum und noch viel mehr; zwei, die es bringen. Es fügt

sich wie ein Wink des Schicksals, dass Kaliforniens ehemaliger

„Gouvernator“ gerad
e zu einer Umweltkonferenz nach Wien einge-

schwebt ist. Als Patriot wäre er sicher bereit, in der Krise an der Re-

gierungsspitze einzu
springen.Wer, wenn nicht er?

(vier)

Reaktionen an: thomas.vieregge@diepresse.com

LESERPOST

Leserbriefe bitte an:

Die Presse, Hainburger Straße 33,

A-1030 Wien oder an

leserbriefe@diepresse.com

Für eigene Zwecke sind

alle Mittel recht?

Interviewmit dem deutschen Ex-

Verfassungsschutzpr
äsidenten

Maaßen von J. Streihammer, 25. 5.

DieWatergate-Affäre führt
e zum

Rücktritt von US-Präsident

Richard Nixon. Bei Ibiza-Gate
sind

bislang nur die zwei Belauschten

umgehend zurückgetreten. Was ist

aber mit den Belauschern und

ihren Auftraggebern; habe
n die

keine Konsequenzen
zu befürch-

ten? Die Zivilgesellschaft w
arnt vor

Lauschangriffen und Staatstroja-

nern als Eingriff in bürgerliche

Freiheitsrechte – ein
Rechtsstaat

muss dies auch klar regeln. Aber

für die Verfolgung ei
gener Zwecke,

da sind ihnen dieseMittel durch-

aus recht. Sindmanche „Gutmen-

schen“ doch nicht gar so gute

Menschen?
Dr. Erich Pitak, CFA, 1130 Wien

Weiterer Stein im Puzzle

Als es 2005 in der FPÖ kriselte, be-

klagte ein Bekannter den drohen-

den Verlust der freiheitlic
hen

Werte. Damals wusste ich nicht,

was er damit meinte. Die Herren

Strache und Gudenus habenmich

in Ibiza darüber aufgek
lärt. Dass

die Republik Österreich auf 5,5

Milliarden Euro Schulden der He-

ta-Bank sitzen bleiben wird, die

uns die blau-orange
Partie einge-

brockt hat, ist nur ein
weiterer

Stein in diesem hässlichen Puzzle.

Peter Kemptner, 5020 Salzburg

Doskozil auf dem Sprung

ins Bundeskanzleram
t?

„Kickl zu entlassen war politisches

Kalkül“, Interviewmit Hans Peter

Doskozil von Oliver Pink und Rai-

ner Nowak, 25. 5.

Im Interview erläutert der burgen
-

ländische Landeshau
ptmann, dass

die SPÖ Bundeskanzler Kurz
durch

Unterstützung desM
isstrauens-

antrags stürzenmüsse, um dem

„Stimmungsbild . . . von den

kleinsten Funktionären bis zu den

Parteispitzen“ gerech
t zu werden.

Er sorgt sich sehr um den „Zu-

sammenhalt in der Partei“. Die

„Superkoalition“ der
SPÖmit der

FPÖ im Burgenland dagegen

werde weiter bestehen, weil „die

Bundespartei weiß, dass wir im

Burgenland selbst entscheiden“.

Allerdings hat Doskozil unmit-

telbar nach der Veröffentlichung

des Ibiza-Videos vom
Ende der

Zusammenarbeit der SPÖmit der

FPÖ gesprochen und die Vorver-

legung der Landtags
wahl vonMai

auf Jänner 2020 ange
kündigt.

Warummuss die Arbeitsperi-

ode dieser „Superko
alition“ über-

haupt abgekürzt werden? Sollte

anderseits das Vertra
uen in die

FPÖ doch schwer beschädigt sein?

Dannmüsste schnellstmöglich –

also im September 2019 – gewählt

werden.
Wenn sich Hans Peter Dos-

kozil jedoch auf denWeg an die

Das Europäische Parla
ment

wird bunter, aber unruhiger
Nach der EU-Wahl. Die Verlierer in ganz Europa sind die Sozial-

demokraten. Österreich hat den harten Kern der FPÖ-Fans untersch
ätzt.

VON KATHRIN STAINER-HÄMMERLE

Zwei historische Ereignisse

brachte der vergangene

Wahlsonntag. Erstmals seit

1979 stieg die Wahlbeteiligung bei

Europawahlen an. Erstmals seit

1979 erreichten Christ- und Sozial-

demokraten keine gemeinsame

Mehrheit. Damit wurden zwei The-

sen untermauert. Erstens weist

eine hohe Wahlbeteiligung auf un-

ruhige Zeiten hin. Zweitens hat das

Modell „moderate Volkspartei“

ausgedient, auch wenn Sebastian

Kurz am Wahlabend von „einer

Stärkung der Mitte“ sprach. Für

seine Neue Volkspartei nach Ibiza

und vor demMisstrauensvotum im

österreichischen Parlament mag

das gelten. Für Europ
a eher nicht.

Denn in vielen Ländern sehen

wir Wahlergebnisse, die eine Pola-

risierung der Parteiensysteme

sichtbar machen. In Italien gelingt

der Lega mit Matteo Salvini erst-

mals der Sprung auf Platz eins. In

Frankreich macht es ihm Marine

Le Pen nach, die damit Macrons

Regierungspolitik
vorführt. In

Deutschland bleibt die AfD zwar

hinter den Befürchtungen, doch

der Blick auf die politische Land-

karte ist wenig beruhigend. Im

Osten wurde die AfD nahezu flä-

chendeckend stärkste Partei. Das

Ergebnis in Großbritannien ist

Ausdruck der Brexit-Krise und des

Rücktritts der Premierministerin

und wohl ebenfalls keine Empfeh-

lung für die künftige Regierbarkeit

des vielleicht bald ehemaligen EU-

Mitglieds.
Größter Verlierer in Österreich

und Europa sind aber die Sozial-

demokraten. Ihnen gelingt es of-

fenbar selbst unter günstigen äu-

ßeren Umständen nicht, Wähler

zurückzugewinnen. Trotz Ibiza,

trotz wachsenden Gefühls der Un-

gerechtigkeit, trotz steigender

Angst vor sozialem Abstieg oder

hoher Jugendarbeitslosigke
it und

horrender Wohnkosten: Es fehlt

seit Jahren die große Zukunfts-

erzählung der Sozialdemokratie.

Der Spagat, in welche Richtung

eine prinzipiell proeuropäische

Partei die EU dennoch reformieren

möchte, konnte nicht vermittelt

werden. Die Schere, dass die So-

zialdemokraten als langjährige Re-

gierungspartei damit sowohl auf

nationaler als auch auf europäi-

scher Ebene bisher scheiterten,

ebenso wenig. Die Ursachen liegen

wohl tiefer als nur im Wahlkampf

oder bei den Spitzenkandidaten.

Da hilft eben auch kein Ibiza.

Das Herumreichen der Wähler

geht inzwischen weiter. Harald Vi-

limsky hat mit der „größten Wäh-

lerrückholaktion“ für die FPÖ be-

reits angekündigt, was der SPÖ

nicht gelang. Trotz ihres Slogans

„Mensch oder Konzern“ wählte die

Hälfte der Arbeiter in Österreich

Blau, nicht einmal jeder Fünfte Rot.

Der FPÖ aber geht es um die rund

100.000 Stimmen, die diesmal zur

ÖVP abgewandert sind. Die „Hack-

ler“ scheinen die Freiheitlichen be-

reits fest im Sack zu haben.

Womit wir endgültig in der In-

nenpolitik gelandet sind und da-

mit bei der Ausgangslage zur

Nationalratswahl im Septem-
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GEZWITSCHER

wie sie ihr gefällt …“ Und apro-
pos mediale Moral nach „Ibiza“: 
Die „blaue Ratten-Karikatur“ in 
der Wahlsonntags-„Krone“ habe 

auch schon niemand mehr 
als anstößig, geschweige 
denn menschenverachtend 
empfunden, vermerken die 
„VN“ doch verwundert.

Die EU-Wahl beschert 
der Union ein „bunteres, 
aber unruhigeres Europapar-
lament“, hat jetzt die „Pres-

FPÖ IN DEN MEDIEN

Die FPÖ ist für deutsche Me-
dien – siehe „Ibiza-Video“ – 

ein rotes Tuch. Jetzt auch in der 
Nachrichtensendung des öffent-
lich-rechtlichen ARD.

Deutsche Medien sind nicht gut 
auf die Freiheitlichen beim kleinen 
Nachbarn zu sprechen. Auch des-
wegen, weil ihre Politik als Vorbild 
für die „Alternative für Deutsch-
land“ gilt. Und die AfD macht den 
etablierten Parteien und deren Me-
dienfreunden das Leben schwer.

Keine Entschuldigung
Nach der Veröffentlichung des 

„Ibiza-Videos“ durch „Spiegel“ 
und „Süddeutsche Zeitung“, gegen 
die jetzt deswegen eine Anzeige 
vorliegt, hat jetzt auch der öffent-
lich-rechtliche ARD ihre „Distan-

zierung“ zur FPÖ offenbart. Weil 
der Wählerzuspruch zur FPÖ bei 
der EU-Wahl für die Sendungsma-
cher der Hauptabendnachrichten-
sendung anscheinend nicht passte, 
oder als zu hoch empfunden wurde, 
tat man dies bei der Balkengraphik 
zum Stimmenanteil den Zusehern 
kund: Der Balken für die 17,2 Pro-
zent der Freiheitlichen war nicht 

Die ARD-„Tagesschau“ und der 
braune Balkan bei der FPÖ
Anti-FPÖ-Kampagne in Deutschland wird immer geschmackloser

wie üblich blau, sondern braun!
Für die Sendungsverantwortli-

chen offensichtlich kein Grund, 
sich zu diesem „politischen State-
ment“ des Graphikers zu äußern, 
geschweige denn, sich für die-
se Schweinerei zu entschuldigen. 
Weder bei den eigenen Zusehern, 
noch bei den Freiheitlichen in Ös-
terreich.
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Und schon ist der nächste linke  
Wunschtraum geplatzt, der von der 
„Protestpartei FPÖ“. 

GEFÄLLT MIR

Ganz herzlichen Dank an unsere 
treuen Stammwähler! Nur so war 
angesichts der jüngsten Ereignisse 
ein derart respektables Ergebnis 
möglich!

Harald Vilimsky
26.05.2019

2.618 Personen gefällt das.

Keine Entschuldigung des ARD für diese Geschmacklosigkeit.

Wenn Nazis gesellschafts- und re-
gierungsfähig gemacht werden: #ibi-
zagate und #strachevideo sind nicht 
die einzige negative und gefährliche 
Auswirkung der zahllosen Einzelfälle 
der rechtsradikalen #FPÖ Politik in 
#Österreich 

Wenn die #SPÖ & #ÖVP gscheit sind, 
investieren sie mehr in die Erhöhung 
der Anzahl der Bildungsbürger! Mit 
dem Bodensatz dems nur darum 
geht gegen Ausländer zu hetzen, ist 
kein Staat zu machen! 

Fabian Eder
@Fabian_Eder_AUT

Thomas Marx
@ThomasAMarx

22.05.19 22:04

26.05.19 11:06

Ach ja, Hasspostings und Ver-
leumdungen kommen ja nur von den 
„bösen Rechten“, die Kunstschaf-
fenden referieren nur „Tatsachen“.

Naja, solange der „Bodensatz“ 
brav SPÖ gewählt hat, nannten ihn 
rote Bildungsbürger noch das „star-
ke Herz“ der Sozialdemokratie.

WHATSAPP
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Ein Opern-Geburtstag ohne Heinz Holecek
Eine Würdigung des vergessenen Stars

Heinz „Honzo“ Holecek in seiner Paraderolle als Papageno.
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Die 150-Jahre-Feiern der 
Staatsoper waren sehens- und hö-
renswert. Das muss man den Orga-
nisatoren und Mitarbeitern lassen.

Und das Fernsehen hat vorwie-
gend mit seinem Sender ORF III 
brav mitgeschnitten und auch ei-
gene Betrachtungen über dieses 
wichtige Haus produziert. Man 
hat dabei auch viel Neues erfah-
ren. Neues über Altes, vorwiegend 
über die Zerstörung der Oper durch 
die amerikanischen Bomber. Sie 
haben die Oper für den Westbahn-
hof gehalten... Dass man dann, zur 
Eröffnung des wiederaufgebauten 
Opernhauses, den damaligen obers-
ten Armee-Guru der Amis einge-
laden und hofiert hat, war nur der 
sprichwörtlichen Freundlichkeit 
der Österreicher zu verdanken. Ver-
dient hat er sie sich nicht. 

Einst und jetzt
Und bei all den Rückblicken ka-

men die damals Prominenten zu 
Wort und Gesang. Das legendäre 
Mozart-Ensemble unter Karl Böhm 
etwa. Karajan, Bernstein, alles lei-
der Vergangenheit, die man, als sie 
Gegenwart war, vielleicht nicht so 

bejubelt hat, wie es ihr zugestanden 
wäre. Der Mensch hat diese Eigen-
schaft. Erst wenn einer tot ist, weiß 
man ihn so richtig zu schätzen.

Und bei all diesen posthumen 
Ehrungen hat mir einer gefehlt: 
Heinz Holecek. Vielleicht ist er 
in irgendeinem Eckerl einer Sen-
dung vorgekommen und ich hab 
das nicht gesehen. Aber allein dass 
er DER Papageno war, hätte man 
schon erwähnen können.

Ja sparsam muss man sein
Ich hab ihn gut gekannt, bin auch 

mit ihm – er war für mich bald 
der „Honzo“ – oft mit meinen Ge-
schichten und Gedichten aufgetre-
ten, und er hat mir viel über sich 
erzählt. Zum Beispiel die Sache mit 
seinem ersten Papageno-Auftritt. 
Er ist damals pünktlich vor der Vor-
stellung im Haus gewesen, und man 
hatte ihm gesagt, dass in Ermange-
lung entsprechender Finanzen das 
Kostüm seines Vorgängers auf ihn 
warten werde.

Und als er die Gewänder anzie-
hen wollte, kam er drauf, dass ihm 
die Jacke viel zu klein war. Man 
hatte irrtümlich jene des Walter 

Berry vorbereitet, Honzo aber pass-
te da nicht hinein. Was tun?

Damals war der Fundus der Oper 
provisorsich im 22. Bezirk. Und es 
waren noch knappe dreißig Minu-
ten bis zur Vorstellung. Einer der 
Mitarbeiter hatte eine „Maschin“. 
Auf der raste er in die Donaustadt. 
Und zurück. Es dürfte sich um ei-
nen Rekord, noch dazu ohne poli-

zeiliche Folgen, handeln, er war 
drei Minuten vor der Vorstellung 
mit dem passenden Kostüm des Er-
ich Kunz zur Stelle. 

Hätten die Opern- und Fernseh-
leut’ von heute nicht wenigstens die 
Arie des Holecek-„Vogelfängers“ 
spielen können?  Ich mein’ halt. 
Nicht nur, weil er mein Freund war. 
Honzo hätte es sich verdient.     H.P.

Thomas Schererbauer (r.) gratulierte dem wiedergewählten Obmann 
Franz Auzinger (4.v.l.) und seinem Team in der FPÖ Enzenkirchen.

Einstimmige Wiederwahl 
in der FPÖ Enzenkirchen

Beim Ortsparteitag der FPÖ En-
zenkirchen wurde Franz Auzinger 
einstimmig als Ortsobmann wie-
dergewählt. Ebenfalls alle Stimmen 
konnten seine Stellvertreter Man-
fred Wagner sowie Karl Kislinger 

als Kassier und Christian Perndorfer 
als Schriftführer auf sich vereinen.  
Bundesrat Thomas Schererbauer 
bedankte sich bei Obmann Auzin-
ger und der gesamten Ortsgruppe 
für die hervorragende Arbeit.
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Das beliebte Sommer-Rubbellos hat wieder Saison 
Der Sommer kann kommen! 
Denn das beliebte Sommer 
Rubbellos „Money Maker“ ist 
wieder in allen Annahmestel-
len der Österreichischen Lot-
terien erhältlich. Mit dem Los 
geht’s jetzt einmal los, den 
wohltuenden Geldregen in der 
TV-Gelddusche gibt’s dann 
wieder im Juli und im August. 
Das Los ist ab sofort für 3 
Euro in allen Annahmestellen 
der Österreichischen Lotte-
rien erhältlich und wartet mit 
Sofortgewinnen bis zu 10.000 
Euro. Zudem befindet sich auch 
heuer wieder ein Bonus Spiel auf 
dem Los, bei dem man 3 bzw. 9 
Euro gewinnen kann. 

Zwei Wege in die Gelddusche
Der besondere Reiz von „Money Maker“ besteht in der Chance, in der Geldschef-
fel-TV-Show aufzutreten. Unter der Rubbelfläche befinden sich neben den Geldbeträgen auch 
ORF-Symbole. Wer drei ORF-Symbole aufrubbelt, dem ist der Eintritt in die Gelddusche sicher. In der diesjähri-
gen „Money Maker“-Serie mit 1,2 Millionen Losen gibt es 100 Lose mit drei ORF-Symbolen. Alle Spielteilnehmer, 
die drei Lose mit je zwei ORF-Symbolen an „Money Maker“, 1038 Wien, Postfach 50, einsenden, nehmen an den 
Ziehungen zur Ermittlung weiterer Kandidaten für die Geldscheffel-TV-Show teil.

Mit „BONUSRAD“ und Hauptgewinnen bis zu 100.000 Euro
Das neue Brieflos „Erdbeere“ startet pünktlich 

zur Erdbeersaison. Köstlich rote Früchte zieren 
das Sommer-Brieflos, in welchem zwei Haupt-
gewinne bis zu 100.000 Euro und viele weitere 
Gewinne stecken. Und das Beste daran: Steht auf 
dem Gewinnabschnitt des Briefloses „BONUS-
RAD“, hat man in jeder Trafik und Annahmestelle 
in ganz Österreich die Chance auf einen Sofort-
gewinn.

Und so geht`s: Das Brieflos wird vor Ort ein-
gescannt und das virtuelle „BONUSRAD“ beginnt 
sich auf dem Kundenbildschirm zu drehen und 
kommt auf einem von neun Gewinnfeldern zu 
stehen. Der Hauptgewinn bei Brieflos beträgt 10 
Euro, beim Super Brieflos 30 Euro und beim Mega 
Brieflos 100 Euro. 

Das Brieflos „Erdbeere“ ist zum Preis von 1 
Euro erhältlich. 
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„Money Maker“ – Lizenz zum „Geld scheffeln“

Echt fruchtig: Das neue Brieflos „Erdbeere“ 



16 Neue Freie ZeitungAus dem Bildungsinstitut

Politische Bildung aktuell
Partei Regierung EUParlament 4

Am 26. Mai 2019 fand in Österreich die Wahl zum Europäischen Parlament statt. Dabei
gingen 34,6 Prozent und sieben Mandate an die ÖVP, 23,9 Prozent und fünf Mandate an
die SPÖ sowie 17,2 Prozent und drei Mandate an die FPÖ. Die Grünen erhielten zwei und die NEOS
ein Mandat. Aus diesem Anlass soll das direkt gewählte EU-Organ kurz erklärt werden.

Das Europäische Parlament
Das Europäische Parlament (EP) wird gemeinhin als die „demokratischste“ der vielen EU-Institutionen bezeichnet, weil es seit dem Jahr
1979 direkt gewählt wird. Die Wahlen zum Europäischen Parlament finden alle fünf Jahre statt. Jedes Land organisiert den Wahlgang
selbst und entsendet – je nach Bevölkerung – eine bestimmte Anzahl an Abgeordneten.

Die kleinsten Staaten schicken aktuell mindes-
tens sechs Abgeordnete, während die größten
maximal 96 entsenden. Ursprünglich sollte das
EP nach den Wahlen im Mai 2019 wegen des ge-
planten Austritts des Vereinigten Königreichs aus
der EU von 751 auf 705 Sitze verkleinert werden.

Die Sitze Österreichs im EP hätten sich damit von
derzeit 18 auf 19 erhöht. Durch die nun erfolgte
Teilnahme der Briten an der Europawahl dürfte
sich diese Variante aber verzögern. Aktuell soll
Großbritannien die EU nämlich erst am 31. Okto-
ber 2019 verlassen. Ähnlich dem österreichischen
Nationalrat organisieren sich die Mitglieder des
EP in politischen Fraktionen und nicht nach Mit-
gliedstaaten, obwohl sie im Idealfall die Interes-
sen des eigenen Heimatlandes vertreten sollten.

Das Parlament hat jedoch – im Gegensatz zu 
nationalen Parlamenten – kein Initiativrecht. Die
Gesetzesvorschläge kommen von der EU-Kom-
mission und müssen sowohl die Zustimmung des

EP als auch des Rats der Europäischen Union fin-
den. Das EP kann die Kommission nur auffordern,
in einer bestimmten Angelegenheit tätig zu wer-
den. Das EP hält übrigens zwölfmal jährlich vier-
tägige Plenartagungen in Straßburg ab, während
die Ausschüsse in Brüssel abgehalten werden
und die Verwaltung hauptsächlich in Luxemburg
sitzt.

Der freiheitliche Delegationsleiter Harald Vilimsky
und eine große Anzahl weiterer Abgeordneter
bezeichnen diese Situation als „Wanderzirkus,
der den Steuerzahler jährlich rund 125 Millionen
Euro kostet“. Sie fordern daher eine Zusammen-
legung der Parlamentsstandorte.

FBI: Im Auftrag der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit.

„Politik hautnah“ – Auftakt der Medien-Akademie
Klubdirektor Norbert Nemeth eröffnete den neuen Lehrgang des Freiheitlichen Bildungsinstituts

Norbert Nemeth (6.v.l.) und Klaus Nittmann (5.v.r.) mit ihren Schützlingen.
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Am 16. Mai 2019 startete die 
Medien-Akademie, eine neue Aus-
bildungsschiene des Freiheitlichen 
Bildungsinstituts (FBI). Unter dem 
Motto „Politik hautnah“ trafen 
sich die Teilnehmer, die aus allen 
Bundesländern angereist waren, 
zum Auftakt des Lehrgangs in den 
provisorischen Klubräumen des 
Freiheitlichen Parlamentsklubs 
in Wien, wo sie von Klubdirektor 
Norbert Nemeth und FBI-Chef 
Klaus Nittmann begrüßt wurden. 

Professionelle Medienarbeit
Klubdirektor Nemeth erklärte 

die unumstrittene Bedeutung der 
Medien wie der Kommunikation in 
der Politik. Es bedürfe eines star-
ken Bewusstseins des Verhältnisses 
von Medien und Politik und eines 
reflektierten Umgangs miteinan-
der. In diesem Sinn begrüße er die 
neue Medien-Akademie des FBI, 
die eine fundierte Ausbildung für 
Medienverantwortliche in der Frei-
heitlichen Partei anbiete.

Klaus Nittmann verwies auf 
die Inhalte des von ihm initiierten 
Lehrgangs, in dem es um politische 
Öffentlichkeitsarbeit, professionel-
le Pressearbeit, digitale Kommuni-
kation und Medienrecht gehe, wie 
der Weg in die Öffentlichkeit funk-
tioniere und welche Instrumente 
dafür notwendig seien. Der Spruch 
„Was nicht in den Medien steht, ist 
nicht passiert“, sei allseits bekannt, 
betonte Nittmann.

Politik hautnah
Anschließend ging es für die 

Teilnehmer in die Zuschauerloge 
des Parlaments in der Hofburg, wo 
sie einer Sitzung des Nationalrates 
beiwohnten, um die „hohe Politik“ 
einmal hautnah mitzuerleben.

Bevor es vom Parlament in die 
Seminar-Räumlichkeiten ging, 
stand ein Empfang im Büro der 
Dritten Nationalratspräsidentin 
Anneliese Kitzmüller auf dem 
Programm. Kitzmüller beglück-
wünschte die Teilnehmer zu ihrem 

Engagement in der freiheitlichen 
Gesinnungsgemeinschaft. Sie wies 
darauf hin, dass es im Wechsel-
spiel zwischen Politik und Medien 
höchster Professionalität bedürfe, 
um politische Inhalte der Öffent-
lichkeit so zu übermitteln, wie sie 
intendiert seien.

Die Medien-Akademie wird vom 
Freiheitlichen Bildungsinstitut, 
Gesellschaft für Politik, Kultur und 
Meinungsfreiheit, als Lehrgang für 
in diesem Bereich tätige Interes-
sierte angeboten und findet in fünf 
Modulen berufsbegleitend in Wien 
statt.


